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Liebe Leserinnen und Leser, 

 
Industriestrompreis nötig, aber bei weitem nicht ausreichend 

Die IHK Saarland hat ihre Forderung nach einem gedeckelten Strompreis für energieintensive Unternehmen 
bekräftigt. Die aktuelle Diskussion um den Industriestrompreis greift für sie aber zu kurz. Mit ihren Forderungen 
mahnt die Kammer substanzielle Nachbesserungen am Konzept von Bundeswirtschaftsminister Robert Ha-
beck an, da der dort vorgesehene gedeckelte Strompreis nur wenigen Unternehmen zugutekommen würde. 

„Klar ist: Der Industriestandort Saarland braucht auch nach dem Auslaufen der gegenwärtig geltenden Preis-
bremsen Energie zu international wettbewerbsfähigen Preisen. Ein temporär gedeckelter Strompreis für ener-
gieintensive Betriebe ist daher gerade vor dem Hintergrund der beachtlichen transformatorischen Herausfor-
derungen der Saarindustrie ein wichtiger Baustein. Dieser allein wird aber bei weitem nicht ausreichen, da die 
hohen Energiekosten eine Benachteiligung aller Unternehmen im internationalen Wettbewerb darstellen. 
Dadurch werden notwendige Investitionen in der gesamten Breite der deutschen Wirtschaft ausgebremst – 
mit der schon heute erkennbaren Folge, dass Unternehmensverlagerungen über den Kern der energieinten-
siven Industrie hinausreichen. Die Bundesregierung sollte daher zügig ein ausbalanciertes Konzept vorlegen, 
das gerade auch den Mittelstand sowie private Haushalte in den Fokus nimmt.“ So kommentiert IHK-Haupt-
geschäftsführer Dr. Frank Thomé die aktuelle Debatte zur Einführung eines Industriestrompreises. 

Stromsteuer, Umlagen und Netzentgelte senken, Energieangebot ausbauen 

Die IHK fordert bereits seit geraumer Zeit, dass die Bundesregierung zuvorderst die hohen Steuern auf Energie 
so stark und so schnell wie möglich auf ein EU-Mindestmaß senkt und zugleich alle Umlagen streicht. Zudem 
müssen nun rasch geeignete Rahmenbedingungen zum bedarfsgerechten Ausbau des Energieangebotes 
festgelegt werden, um einen wettbewerbsfähigen Strompreis auch für jene Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft sicherzustellen, die angesichts der eng gefassten Grenzen nicht als energieintensive Betriebe gel-
ten. 

Als zweiten Baustein einer Entlastung spricht sich die IHK zudem für die Einführung von langfristigen, direkten 
Stromlieferverträgen zwischen Erzeugern erneuerbarer Energien und Stromverbrauchern aus der Wirtschaft 
aus. Diese so genannten „Power Purchase Agreements“ würden beiden Seiten Planungssicherheit bieten. Mit 
Hilfe von staatlichen Investitionskostenzuschüssen oder auch beschleunigten Abschreibungen auf Erzeuger-
seite könnte so das Angebot von Ökostrom zu attraktiven Preisen zielgerichtet ausgebaut werden. Auch eine 
Reduzierung der Netzentgelte sei für diese Lieferungen denkbar. 

Erst als dritten Baustein sieht die IHK einen Gewerbestrompreis für energieintensive Betriebe vor, der laut 
Thomé aber nicht nur einen kleinen Teil der Wirtschaft begünstigen und damit zu Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen Unternehmen verschiedener Größenklassen führen darf. 

„Die Politik ist nun gefordert, ein ausbalanciertes Modell auf den Weg zu bringen, das die gewerbliche Wirt-
schaft in ihrer Breite entlastet, keine zusätzliche Bürokratie schafft und auch private Verbraucher in den Fokus 
nimmt“, sagt Thomé. Die IHK-Organisation wird zeitnah umfassende Vorschläge für eine breite Entlastung der 
Wirtschaft vorlegen. 
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POLITIK UND RECHT 
 
 

SAARLAND 
 
 
Energie-Scout-Kampagne 2023/24 startet mit Online-Workshops am 05. und 12. Oktober 
 
Nachdem die Landessieger der Kampagne 2022/23 auf der Abschlussveranstaltung am 08. März in der IHK 
ausgezeichnet wurden, startet die Kampagne 2023/24 mit zwei ganztägigen Online-Workshops am 05. und 
12. Oktober. In diesen kostenfreien Online-Workshops werden die theoretischen und praktischen Grundlagen 
vermittelt, die die teilnehmenden Auszubildenden für eine erfolgreiche Durchführung ihrer Praxisprojekte be-
nötigen. 
 
Die Azubis erfahren in Workshops wie man Energieverbräuche bewertet; machen sich mit Querschnittstech-
nologien vertraut, lernen Grundzüge der Projektarbeit und der innerbetrieblichen Kommunikation, den Einsatz 
von Messgeräten und das Auswerten von Messdaten. Auf dieser Grundlage entwickeln sie dann in ihren Aus-
bildungsbetrieben eigene Projekte zur Einsparung von Energie und CO2-Emissionen. Krönender Abschluss 
der Kampagne 2023/24 werden schließlich wieder die Projektpräsentationen der teilnehmenden Teams und 
die Prämierung der besten Arbeiten auf einer Veranstaltung im Frühjahr 2024 sein. 
 
Seit dem Saarland-Start vor sieben Jahren haben rund 260 Auszubildende aus Industrie, Handel und Dienst-
leistungen an der Initiative teilgenommen. Für die Azubis und die Unternehmen ist die Teilnahme eine echte 
Win-Win-Situation. Die Auszubildenden werden für die Bedeutung von Energieeinsparung und Energieeffizi-
enz sowie Klimaschutz sensibilisiert. Sie erwerben zusätzliche Kompetenzen und der Teamspirit wird durch 
die Chance, eigenverantwortlich Projektideen zu entwickeln und umzusetzen, gestärkt. Die Unternehmen pro-
fitieren direkt von den Kostensenkungen durch Energieeinsparung und CO2-Vermeidung und erhöhen zudem 
erheblich ihre Attraktivität als Ausbildungsbetrieb. 
 
Anmeldung für die Workshops bis zum 4. Oktober 

Die Kampagne 2023/24 beginnt mit zwei Online-Workshops am 5. und 12. Oktober 2023. Dazu ist eine An-
meldung der Teams bis zum 2. Oktober 2023 erforderlich. Die benötigten Formulare stehen ab sofort hier zur 
Verfügung. 
 
Ansprechpartnerin für weitere Informationen und Fragen zur Anmeldung zu den Workshops der Kampagne 
2023/24 ist Frau Ute Stephan:  (0681) 9520-431,  (0681) 9520-489,  ute.stephan@saarland.ihk.de. 
 
 
 
 

BUND 
 
 
Novellierung Gebäudeenergiegesetz 
 
Die Ampelkoalition einigte sich am 13. Juni auf Leitplanken zur Novelle des Gebäudeenergiegesetzes. Die 
Einigung sieht die kommunale Wärmeplanung im Mittelpunkt. Die verpflichtende Einführung dieser soll bis 
spätestens zum Jahr 2028 erfolgen. Liegt noch keine kommunale Wärmeplanung vor, gelten die Regelungen 
des GEG beim Heizungstausch noch nicht. Sollten Gasheizungen im Nachhinein auf Wasserstoff umrüstbar 
sein, dürfen diese ab 1.1.2024 außerhalb von Neubaugebieten weiterhin eingebaut werden. 
 
Liegt eine kommunale Wärmeplanung vor, die ein klimaneutrales Gasnetz vorsieht, dürfen neben allen ande-
ren Heizungstypen auch weiterhin auf Wasserstoff umrüstbare Gasheizungen eingebaut werden. Ist kein kli-
maneutrales Gasnetz vorgesehen, dürfen Gasheizungen nur dann eingebaut werden, wenn diese zu 65 Pro-
zent mit Biomasse, nicht-leitungsgebundenem Wasserstoff oder Wasserstoff-Derivaten betrieben werden. 
 
Festgehalten wurde auch, dass Holz- und Pelletheizungen die 65 Prozent-Vorgabe ausnahmslos erfüllen. Um 
Haushalte nicht durch die notwendigen Neuinvestitionen zu überfordern, wird es eine Förderung auf Bundes-
ebene geben, die aus dem Klima- und Transformationsfonds finanziert wird. 
 
Quelle: DIHK 

https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=11B0E466A61E57CE29FA689773A2454B&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=2109
mailto:ute.stephan@saarland.ihk.de
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Wohlstandsverluste durch das geplante Energieeffizienzgesetz? 
 
Energieeffizienzgesetz heißt das ambitionierte Gesetzeswerk, das Bundeskanzler Olaf Scholz im vergange-
nen Jahr angekündigt hatte. Die geplante Effizienzsteigerung ist grundsätzlich sinnvoll, allerdings kann die 
vorgesehene Limitierung des Endenergieverbrauchs zu deutlichen Belastungen für die Wirtschaftsentwicklung 
führen. Denn statt der bisher verfolgten kooperativen Effizienzpolitik geht es bei dem Vorhaben des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) vor allem um Umsetzungspflichten für Unternehmen und 
die Einhaltung absoluter Einsparziele für den deutschen Energieverbrauch. Damit ist der Einbruch des Brutto-
inlandsprodukts nahezu vorprogrammiert, zeigen DIHK-Berechnungen. 
 
Die vorgegebenen Einsparziele können zwar relativ einfach erreicht werden, indem man einfach auf den Ener-
gieverbrauch verzichtet, weil man zum Beispiel die Produktion stilllegt. Effizienz steigert man damit aber nicht. 
Um Effizienz zu erzielen, muss man nämlich nicht nur den Energieeinsatz betrachten, sondern auch die Leis-
tung, also den Output, der erzielt wird. Endenergieproduktivität definiert sich nämlich als Quotient aus BIP und 
Endenergieverbrauch. Deshalb hat die Festlegung maximaler Endenergieverbräuche negative Auswirkungen 
auf die Wirtschaftsentwicklung. Die DIHK hat vier Szenarien durchgerechnet, in denen sie aufzeigt, wie sich 
ein verringerter Energieeinsatz auf das Bruttoinlandsprodukt auswirkt. 
 
In allen vier Szenarien führt das absolute Endenergieeinsparziel (für das Jahr 2030) zu einem Wohlstandsver-
lust: In den Szenarien I bis III führt das zu einer faktischen Verringerung des Bruttoinlandsprodukts, im Sze-
nario IV zu einem geringen Wachstum des BIP unterhalb der Trendfortschreibung der Jahre 1990 bis 2021. 
 
Rein rechnerisch ließe sich die Wirtschaftsleistung zwar steigern, wenn man die Energieeffizienz drastisch 
steigert. Aber wie sollte dies realistisch erreicht werden? Einerseits verzeichnen wir immer mehr energiever-
brauchende Prozesse und Technologien: Dazu gehört etwa die voranschreitende Digitalisierung, aber auch 
gesetzlich intendierte Vorhaben wie etwa mechanische Zwangsbelüftungen von Gebäuden. 
 
Andererseits zeigt die empirische Umweltforschung, dass der Effizienzfortschritt häufig durch sogenannte 
Reboundeffekte gemindert wird – also einen gesteigerten Verbrauch aufgrund der vermeintlich weniger schäd-
lichen Effekte. 
 
Viele offene Fragen bei der Effizienzsteigerung 

Steigende Effizienzinvestitionen und damit verbundene Energieverbrauchsreduktionen könnten möglicher-
weise auch zu positiven Wirtschaftseffekten führen. Hier gilt es allerdings, einige Unsicherheitsfaktoren zu 
bedenken: Positive Effektive für die deutsche Wirtschaft ließen sich vor allem erzielen, wenn deutsche Unter-
nehmen zum Zuge kommen. Diese verzeichnen aktuell vor allem in den relevanten Wirtschaftszweigen aller-
dings materielle und personelle Engpässe. 
 
Im Weiteren stellen sich Folgefragen, für die es aktuell häufig keine politischen Antworten gibt: Wie sollen 
beispielsweise gebäudespezifische Effizienzsteigerungen, also energetische Sanierungen, vor dem Hinter-
grund der Mietendeckelung refinanziert werden? Wie sollen Eigentümer die Kosten einer Sanierung stemmen? 
 
Insgesamt erscheinen aus derzeitiger Sicht die absoluten Endenergieeinsparziele des geplanten Energieeffi-
zienzgesetzes als eine ernste Gefahr für die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
DIHK formuliert Essentials für eine sichere Energieversorgung in 2030 
 
Deutschland will bis 2030 seine Treibhausgasemissionen erheblich reduzieren – und bis 2045 die Klimaneut-
ralität erreicht haben. Aber wie kann das auch vor dem Hintergrund der Energiekrise und ihren Folgen gelin-
gen? Antworten auf diese Fragen gibt die DIHK in einem aktuellen Positionspapier. 
 
Die IHK-Organisation unterstützt das politische Ziel, die CO2-Emissionen zu minimieren. Denn die deutsche 
Wirtschaft kann durchaus eine technologische Vorreiterrolle dabei einnehmen und dadurch könnten sich auch 
Chancen für Unternehmen eröffnen. 
 
Die Energiewende kann aber nur mit starken Unternehmen erfolgreich sein. Deutschlands Zukunft wäre dann 
unweigerlich mit einem Gewinn an Wirtschaftskraft verknüpft. Gleichzeitig hat der russische Angriff auf die 
Ukraine deutlich gemacht: Verlässliche und günstige Gaslieferungen aus Russland wird es nicht mehr geben. 
Die deutsche Wirtschaft hat damit ihren Preisvorteil vor allem gegenüber asiatischen Wettbewerbern verloren, 

https://www.dihk.de/de/wohlstandsverluste-durch-das-geplante-energieeffizienzgesetz--93004
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der Preisnachteil gegenüber der amerikanischen Konkurrenz ist zudem massiv gewachsen. Aufgrund der bis-
lang ungeklärten Anschläge auf die Nord Stream Pipelines ist der Aspekt der Energiesicherheit im Sinne einer 
Versorgungssicherheit ganz nach oben auf die Agenda gerückt. 
 
Insgesamt müssen ein Jahr nach dem Beginn der schwersten Energiekrise in der Geschichte der Bundesre-
publik die notwendigen Lehren gezogen und auf dieser Basis die Zukunft der Energieversorgung unter neuen 
Rahmenbedingungen gestaltet werden. 
 
Der Wandel des Energiemixes von fossilen zu erneuerbaren Energien in Deutschland in den kommenden 
sieben Jahren bis 2030 ist eine Herkulesaufgabe. Erhebliche negative Auswirkungen auf den Wirtschafts-
standort Deutschland drohen, wenn nicht zügig politische Weichenstellungen vorgenommen werden. Nur so 
kann im Jahr 2030 eine bezahlbare, sichere und klimafreundliche Energieversorgung für die deutsche Wirt-
schaft gewährleistet werden. 
 
In dem Positionspapier erläutert die DIHK in zehn Punkten, was getan werden muss, um dieses Ziel zu errei-
chen: 

1. Den Turbo bei erneuerbaren Energien zünden 

2. Heimische Potenziale in den Blick nehmen 

3. Neben Gas andere Brückentechnologien nutzen 

4. Wettbewerbsfähige Energiekosten ermöglichen 

5. Infrastruktur schneller ausbauen 

6. Auf den Energiemärkten stärker auf Markt und Europa setzen 

7. Wasserstoff schnell verfügbar machen 

8. Energieeffizienz durch Freiwilligkeit und Technologieoffenheit steigern 

9. Standortqualität erhöhen sowie Rohstoffversorgung und Lieferketten diversifizieren 

10. Innovationen erleichtern 
 
Das Positionspapier steht Ihnen hier auch zum Download zur Verfügung. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Gesetzesentwurf zur Beschleunigung immissionsschutzrechtlicher Verfahren 
 
Das Bundeskabinett hat am 19. April 2023 das Gesetz zur Verbesserung des Klimaschutzes beim Immissi-
onsschutz, zur Beschleunigung immissionsschutzrechtlicher Verfahren und zur Umsetzung von EU-Recht be-
schlossen. 
 
Der Entwurf sieht verschiedene Anpassungen im Bundes-Immissionsschutzgesetz und der Verordnung zur 
Durchführung des Genehmigungsverfahrens (9. BImSchV) vor. Beispielsweise sollen Anlagenbetreiber über 
die Vollständigkeit der Unterlagen unterrichtet, eine Verlängerung der Genehmigungsfristen durch die Behörde 
beschränkt und die Rolle des Projektmanagers konkretisiert werden. Wie die Windenergie sollen künftig auch 
Anlagen zur Herstellung von grünem Wasserstoff (Elektrolyseure) von Regelungen profitieren können, die die 
Genehmigungsverfahren beschleunigen. Dazu gehören beispielsweise die Zustimmungsfiktion beteiligter Be-
hörde und die Stichtagsregelung. Zudem wird das Repowering von Windenergieanlagen weiter erleichtert. 
 
Die DIHK unterstützt in ihrer Stellungnahme diese Regelungsvorschläge. Allerdings gelten die wesentlichen 
Beschleunigungselemente des Gesetzes nur für Windenergieanlagen und Elektrolyseure. Sie sollten auf alle 
Genehmigungsverfahren unter dem Immissionsschutzrecht ausgeweitet werden. 
 
Der Gesetzesentwurf wurde dem Bundesrat und dem Bundestag zugeleitet. Der Bundesrat wird voraussicht-
lich noch in Juni eine Stellungnahme beschließen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/dihk-formuliert-essentials-fuer-sichere-energieversorgung-2030--92910
https://www.dihk.de/resource/blob/92936/178c3dfb711e7c8344ec49f69dbb8d1d/dihk-perspektiven-fuer-die-energieversorgung-2030-in-deutschland-data.pdf
https://www.bmuv.de/gesetz/entwurf-eines-gesetzes-zur-verbesserung-des-klimaschutzes-beim-immissionsschutz-zur-beschleunigung-immissionsschutzrechtlicher-genehmigungsverfahren-und-zur-umsetzung-von-eu-recht
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Bundeskabinett beschließt Nationale Wasserstrategie 
 
Das Bundeskabinett hat im März die Nationale Wasserstrategie beschlossen. Mit den in der Strategie darge-
legten Maßnahmen möchte die Regierung die natürlichen Wasserreserven Deutschlands sichern, Vorsorge 
gegen Wasserknappheit leisten, Nutzungskonflikten vorbeugen, den Sanierungsstau in der Wasserinfrastruk-
tur beheben und den Zustand der Gewässer verbessern. 
 
Mit 78 Maßnahmenvorschlägen möchte sie diese Ziele erreichen. Aus der Strategie ergeben sich keine direk-
ten Rechtsfolgen. Allerdings hat die Bundesregierung sich in der Strategie nun offiziell auf verschiedene Maß-
nahmen verständigt, die künftig gesetzliche Änderungen für Unternehmen zur Folge haben können. Dazu 
gehören unter anderem der Aufbau eines Wasserregisters (das sog. Wasserbuch) und der Abbau von Aus-
nahmen von der Erlaubnispflicht bei Grundwasserentnahmen, beispielsweise bei geringen Mengen. Außer-
dem soll eine bundesweite Leitlinie für regionale Wasserversorgungskonzepte erarbeitet werden, die Auf-
schluss über mögliche Nutzungshierarchien gibt. Für die Finanzierung der vierten Reinigungsstufe von Klär-
werken oder der Reduzierung von Schadstoffeinträgen will die Kommission auf Vorgaben aus Europa warten. 
Die Strategie und weitere Hintergrundmaterialien können auf der Internetseite des BMUV eingesehen werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Debatte über einheitliche Wasserstoff-Netzgesellschaft mit staatlicher Beteiligung 
 
Ein kürzlich veröffentlichtes Impulspapier, welches sich nach einer Pro-Contra-Analyse für eine einheitliche 
Wasserstoff-Netzgesellschaft mit potenzieller staatlicher Beteiligung ausspricht, befeuert die aktuelle Debatte 
zur nationalen Wasserstoffstrategie des Bundes. Der Interessensverband der überregionalen Gastransport-
unternehmen, FNB Gas, lehnt einen solchen Vorschlag ab. 
 
Bereits in der 2020 veröffentlichten Nationalen Wasserstoffstrategie schlägt das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz (BMWK) eine staatliche, einheitliche Netzgesellschaft vor, um den zeitkritischen Hoch-
lauf einer Wasserstoff-Infrastruktur zu ermöglichen. Der Interessensverband der überregionalen Gastransport-
unternehmen, FNB-Gas, lehnt diesen Vorschlag, mit Verweis auf die mit dem Mehraufwand der Schaffung 
einer solchen einheitlichen Gesellschaft einhergehenden Verzögerungen, ab (siehe hier). 
 
In einem kürzlich veröffentlichten Impulspapier haben sich verschiedene Institute (unter anderem TU Berlin, 
Fraunhofer für Energieinfrastrukturen und Geothermie, Ikem, Consentec, Max Planck Institut für Chemische 
Energiekonversion) nach einer Pro-Contra-Analyse für eine einheitliche Wasserstoff-Netzgesellschaft ausge-
sprochen. Trotz des zugegebenermaßen hohen Anfangsaufwandes sei dies laut den Autoren dennoch die 
langfristig effizienteste Variante. 
 
Da eine staatliche Förderung der Einspeisung und Abnahme von Wasserstoff sowie für die Absicherung von 
Risiken ohnehin unumgänglich ist, kann eine Beteiligung des Staates durch die dadurch einfachere Koordina-
tion laut Impulspapier die Umsetzung einer einheitlichen Gesellschaft beschleunigen. Als Beispiele werden 
Europäische Länder wie Belgien, Schweden und Norwegen genannt, die bereits staatliche Netzgesellschaften 
haben. 
 
Der Interessensverband FNB fordert von der Bundesregierung stattdessen lediglich eine Absicherung der Re-
finanzierung, falls der Markthochlauf nicht wie geplant funktioniere. Als Reaktion auf die zunehmenden Forde-
rungen nach einer einheitlichen Netzgesellschaft hat die FNB in ihrem Wasserstoffbericht ein eigenes Konzept 
für den Aufbau der Wasserstoffinfrastruktur erarbeitet. Sie spricht sich außerdem für eine Absicherung nach 
Dena-Vorbild (ein Amortisationskonto, welches Anfangsverluste abfedern könnte) aus. 
 
Auch das Ergebnis der aktuellen EU-Trilog-Verhandlungen bezüglich der Ausgestaltung der Erdgas- und Was-
serstoffmärkte in den EU-Mitgliedstaaten wird die Entscheidungen über das weitere Vorgehen maßgeblich 
beeinflussen. 
 
 
Mit dem Ecocockpit einfach und kostenfrei CO2-Bilanzen erstellen 
 
Mit dem neuen Online-Tool „Ecocockpit“ des Unternehmensnetzwerks Klimaschutz können Unternehmen ein-
fach und kostenfrei CO2-Bilanzen erstellen. Eine Treibhausgasbilanzierung nach dem Greenhouse Gas Pro-
tocol ermöglicht deutschen Betrieben das Online-Tool Ecocockpit, das seit Ende März 2023 auch auf der 
Plattform des Unternehmensnetzwerks Klimaschutz (UNK) zur Verfügung steht. Voraussetzung für die 

https://www.bmuv.de/pressemitteilung/bundesregierung-legt-grundstein-fuer-modernes-wassermanagement
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/die-nationale-wasserstoffstrategie.html
https://fnb-gas.de/news/appell-der-fernleitungsnetzbetreiber-an-die-politik/
https://www.ieg.fraunhofer.de/de/presse/pressemitteilungen/2023/ausbau-wasserstoffnetzwerke.html
https://fnb-gas.de/news/energate_interview_havardnymoen-copy/
https://fnb-gas.de/news/energate_interview_havardnymoen-copy/
https://fnb-gas.de/news/fernleitungsnetzbetreiber-stellen-wasserstoffbericht-vor/
https://www.dena.de/newsroom/meldungen/2022/hochlauf-der-wasserstoff-wirtschaft/
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Nutzung ist die kostenfreie und unkomplizierte Registrierung beim UNK. Weitere Informationen zur Treibhaus-
gasbilanzierung und zum Online-Tool Ecocockpit finden Sie hier. 
 
 
BMWK-Vorschlag für einen Industriestrompreis 
 
Am Freitag, den 05.05.2023 hat das Wirtschaftsministerium einen ersten offiziellen Vorschlag für einen Indust-
riestrompreis veröffentlicht. Der Vorschlag beruht auf zwei Säulen: Erstens ein langfristiger Transformations-
strompreis für die preisgünstige Bereitstellung von erneuerbarem Strom. Der Transformationsstrompreis setzt 
sich zusammen aus dem schnellen Ausbau der erneuerbaren Energien und gezielten Maßnahmen, die ener-
gieintensiven Unternehmen Zugang zu erneuerbarem Strom zu wettbewerbsfähigen Preisen garantieren. 
Zweitens ein mittelfristiger Brückenstrompreis für energieintensive Unternehmen, der sich an die bereits be-
stehende Strompreisbremse für energieintensive Unternehmen (ca. 150 TWh) von 6 Cent anschließt. Die an-
dauernde Debatte in Berlin sorgt aber für Unruhe in der Wirtschaft und führt bereits zu Warnungen aus ver-
schiedenen Kreisen. Eine Einschätzung finden Sie auf der Seite der DIHK. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Anpassung der Ersatzbaustoffverordnung 
 
Dazu hat die Bundesregierung eine „Verordnung zur Änderung der Ersatzbaustoffverordnung und der Brenn-
stoffwechsel-Gasmangellage-Verordnung“ ((20/6310) vorgelegt, welcher der Bundestag gemäß Paragraf 67 
Kreislaufwirtschaftsgesetz zustimmen soll. 
 
Konkret geht es um die Ersatzbaustoffverordnung, die zum 1. August 2023 in Kraft treten soll. Darin wird der 
Umgang mit sogenannten mineralischen Ersatzbaustoffen, also von aus Recyclingmaterial, Nebenprodukten 
oder Abfällen gewonnenen Baustoffen, geregelt. Durch die Ersatzbaustoffverordnung soll nun erstmalig die 
Herstellung und Verwertung von mineralischen Ersatzbaustoffen in technischen Bauwerken bundeseinheitlich 
geregelt werden. Durch die im Verordnungsentwurf enthaltenen Änderungen werden Klarstellungen für den 
Vollzug aufgenommen und die Verordnung an den aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik angepasst. 
Darüber hinaus werden Kriterien für die Anerkennung von Güteüberwachungsgemeinschaften festgelegt. 
 
Außerdem enthält der nun vorliegende Entwurf Änderungen der Brennstoffwechsel-Gasmangellage-Verord-
nung. Im Einzelnen sollen dabei durch die Änderungen Klarstellungen, wie beispielsweise der Umgang mit 
sogenannten mobilen Aufbereitungsanlagen zur Aufbereitung von Schlacken, Bauschutt und Baggergut vor 
Ort, aufgenommen werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

EUROPÄISCHE UNION 
 
 
Neue Nachhaltigkeitskriterien – EU-Kommission legt Vorschläge zur Taxonomieerweiterung vor 
 
Am 05. April 2023 hat die EU-Kommission ihre Vorschläge für eine Ausweitung der Taxonomie veröffentlicht. 
Green Finance präsentiert sich damit als wachsendes Finanzsegment. Dementsprechend wird nachhaltige 
Produktion für Unternehmen immer wichtiger, um im Markt bleiben zu können. Den nun veröffentlichten Vor-
schlägen begegnen einige Unternehmen mit Sorge. Erste Reaktionen auf die angedachten Neuerungen sind 
verhalten bis kritisch. Die DIHK warnt vor allem, dass unausgewogene und überstürzt eingeführte Taxonomie-
kriterien gravierende Folgen für die deutsche Wirtschaft haben könnten, da ein enormer bürokratischer Auf-
wand sowie hochkomplexe Anforderungen erwartet werden, die den Einkauf externer Expertise für viele Be-
triebe erforderlich machen würden. 
 
Überblick 

Die Veröffentlichung besteht aus drei Teilen: Aus den delegierten Rechtsakten im Bereich Klima, den dele-
gierten Rechtsakten im Bereich Umwelt und einer Änderung der Verordnung, welche die Angabe ökologisch 
nachhaltiger Wirtschaftstätigkeiten nach Art. 8 Taxonomieverordnung regelt. Während im Klimabereich 

https://www.klima-plattform.de/themen/co2-bilanzierung
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/tdw/industriestrompreis-balanceakt-fuer-einen-wettbewerbsfaehigen-wirtschaftsstandort-97412
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lediglich bisherige Regelungen ergänzt werden, weiten die neuen Kriterien im Umweltbereich die betroffenen 
Wirtschaftstätigkeiten deutlich aus. 
 
Im Detail 

Bei den bereits definierten Taxonomiekriterien Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel werden zwei 
Annexe ergänzt, die technische Bewertungskriterien festlegen. Anhand dieser Kriterien soll bestimmt werden, 
unter welchen Bedingungen davon auszugehen ist, dass eine Wirtschaftstätigkeit einen wesentlichen Beitrag 
zum Klimaschutz bzw. zur Anpassung an den Klimawandel leistet, und ob diese Wirtschaftstätigkeit erhebliche 
Beeinträchtigungen eines der übrigen Umweltziele vermeidet. 
 
Im Bereich Umwelt wird die Taxonomie durch vier neue Kriterien ergänzt. Diese sind: 

1. Schutz von Wasser- und Meeresressourcen - Betroffene Wirtschaftstätigkeiten sind hierbei: Herstel-
lung und Installation von Technologien zur Vermeidung von Wasserlecks; Wasserversorgung, Ab-
fallentsorgung und Umweltsanierungen (mit Fokus auf Wasserbehandlung und -management in Städ-
ten); Katastrophenmanagement; sowie Information und Kommunikation (mit Fokus auf IT- und OT- 
Lösungen zur Vermeidung von Lecks). 

2. Übergang zur Kreislaufwirtschaft - Abgedeckt werden folgende Wirtschaftstätigkeiten: Herstellung von 
Plastikverpackungen und elektronischen Geräten; Wasserversorgung, Abfallentsorgung und Um-
weltsanierungen; Bau- und Immobilienwirtschaft; Information und Kommunikation (mit Fokus auf IT- 
und OT-Lösungen), sowie Reparatur, Instandsetzung und Wiederaufbereitung. 

3. Vermeidung von Umweltverschmutzung - Der Fokus liegt auf der Herstellung von pharmazeutischen 
Wirkstoffen und Produkten, sowie auf Wasserversorgung, Abfallentsorgung und Umweltsanierungen, 
wobei ein spezielles Augenmerk auf Sondermüll gelegt wird. 

4. Schutz von Biodiversität und Ökosystemen - Kernpunkt sind Umweltschutz und Wiederherstellung von 
Ökosystemen sowie Beherbergungsleistungen, wie etwa Angebote von Hotels. 

 
Schließlich aktualisiert die EU-Kommission, welche Angaben Unternehmen nach Art. 8 der Taxonomieverord-
nung, unter Berücksichtigung der Änderungen, machen müssen. Demnach sind Unternehmen, die eine nicht 
finanzielle Erklärung bzw. künftig einen Nachhaltigkeitsbericht auf Grundlage des Corporate Sustainability Re-
porting Directives, erstellen müssen, verpflichtet nach Art. 8 der Taxonomieverordnung anzugeben, wie und 
in welchem Umfang die Tätigkeiten des Unternehmens mit Wirtschaftstätigkeiten verbunden sind, die als öko-
logisch nachhaltig einzustufen sind. Dabei sollen Nicht-Finanzunternehmen folgende Informationen angeben: 
den Anteil der Umsatzerlöse von Produkten oder Dienstleitungen, den Anteil der Investitionsausgaben sowie 
den Anteil der Betriebsausgaben im Zusammenhang mit Vermögensgegenständen oder Prozessen. Die de-
legierte Verordnung definiert im Detail wie diese Angaben nach Art. 8 der Taxonomieverordnung angegeben 
werden müssen. Diese Änderung betrifft auch die Annexe I, II, IV, V, VI, VIII und X, die folgende Themen 
abdecken: KPI von Nichtfinanzunternehmen und Kreditinstituten sowie Meldebogen für die KPI von Nicht-
Finanzunternehmen, Vermögensverwaltern, Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen sowie Kre-
ditinstituten und Wertpapierfirmen. 
 
Hintergrund 

Mit der Taxonomie verfolgt die EU-Kommission das Ziel mehr Kapital in nachhaltige Investitionen zu lenken. 
Die Taxonomie ist eine von vielen Maßnahmen, mit der die grüne Transformation im Rahmen des Green Deal 
gelingen soll. Anhand von ausformulierten Kriterien definiert die Taxonomie, inwieweit ein Unternehmen mit 
seinen Produkten und Dienstleistungen zu den insgesamt sechs von der EU benannten Klimaschutzzielen 
beiträgt. 
 
Umstrittene Punkte 

Allgemein lassen sich einige Punkte festmachen, wo die DIHK Verbesserungspotenzial identifiziert: 
 
Zunächst fehlt eine klare Festlegung der zukünftigen Roadmap. Es sollte für alle Marktteilnehmer klar sein, ob 
die Kommission in Zukunft alle Wirtschaftstätigkeiten in der Taxonomie erfasst sein sollen oder ob lediglich für 
das jeweilige Ziel besonders relevante Aktivitäten aufgenommen werden sollen. 
 
Zudem besteht die Gefahr einer Wettbewerbsverzerrung in der Übergangszeit durch die angedachte Green 
Asset Ratio (Anteil an nachhaltigen Investitionen am Bankportfolio). Allgemein spricht sich die DIHK für eine 
Vereinfachung für kleinere und mittlere Unternehmen aus. 
 



IHK-Umweltinfo Juni 2023 10 

Im Vorfeld war einer der umstrittenen Punkte vor Veröffentlichung, wie Müllverbrennungsanlagen gewertet 
werden. Während Befürworter einer Aufnahme in die Taxonomie argumentiert hatten, dass die Anlagen zur 
Kreislaufwirtschaft beitragen, da sie die Ablagerung auf Mülldeponien vermeiden, hatte die andere Seite dem 
entgegengebracht, dass die Anlagen auch zur Umweltverschmutzung beitragen. In ihrem Entwurf hat die Kom-
mission nun kein grünes Label für Müllverbrennungsanlagen vorgesehen. 
 
Was allerdings im Vorschlag steht und teils kritisch bewertet wird, ist, dass Investitionen in effizientere Flug-
zeuge und Schiffe als nachhaltig gewertet würden. Insgesamt stellte die kurze Rückmeldefrist betroffene Un-
ternehmen zusätzlich vor Herausforderungen. 
 
Ausblick 

Bis Anfang Mai nahm die EU-Kommission Rückmeldungen entgegen. Anschließend haben Europäischer Rat 
und EU-Parlament zwei Monate Zeit eventuelle Einwände zu formulieren. Sollten keine vorliegen, treten die 
Regelungen in Kraft. 
 
Hier finden Sie die delegierten Rechtsakte zur Klima- und Umwelttaxonomie sowie sämtliche Anhänge. 
 
 
Europäischer Strommarkt: Weiterentwicklung angesichts aktueller Herausforderungen 
 
Der europäische Strombinnenmarkt ist der Dreh- und Angelpunkt für eine sichere, kostengünstige und um-
weltfreundliche Stromversorgung in Europa. Mit einem Reformvorschlag möchte die EU-Kommission sowohl 
den Ausbau erneuerbarer Energien als auch den Ausstieg aus Erdgas beschleunigen. Formales Ziel ist es, 
Strompreise langfristig vorhersehbarer zu gestalten, um Stromkunden besser vor Preisspitzen zu schützen. 
Letztendlich geht es aber auch darum, die europäische Industrie wettbewerbsfähiger zu machen. Wie muss 
der Strommarkt dafür aussehen? 
 
Effiziente Preisbildung durch Angebot und Nachfrage weiter gefragt 

Das Wichtigste bleibt: Das Herzstück des Strommarkts ist die Preisbildung. Auf den kurzfristigen "Spotmärk-
ten" richtet sich der Preis nach den höchsten Erzeugungskosten, die benötigt werden, um die Stromnachfrage 
zu decken (Marginal Pricing). Der Kommissionsvorschlag möchte dies beibehalten. Das ist auch aus Sicht der 
Wirtschaft notwendig für eine effiziente Preisbildung. Unternehmen haben somit die Möglichkeit, kurzfristig 
ihre Versorgungslücken zu schließen oder Überschüsse abzugeben. Sie können dementsprechend schnell 
und ökonomisch sinnvoll reagieren. Dennoch ist der EU-Strombinnenmarkt noch nicht abgeschlossen: Um 
europaweite Kapazitäten einzubeziehen, muss vor allem das europäische Netz konsequent ausgebaut wer-
den. 
 
Schutz vor Preissprüngen durch liquide Terminmärkte 

Wichtig aus Unternehmenssicht ist, dass die EU-Kommission den Zugang zu langfristigen "Terminmärkten" 
stärken möchte. Unternehmen haben dort die Möglichkeit, sich vor unerwarteten Preissprüngen zu schützen 
(Hedging). Ein bedeutender Ansatz für die Wirtschaft, da diese so noch besser Preise für Stromlieferungen 
absichern kann, was besonders in Krisenzeiten wichtig ist. Eine zentrale Voraussetzung dafür ist ein "liquider" 
Terminmarkt, sodass Strom dort also schnell und einfach ge- beziehungsweise verkauft werden kann. 
Deutschland besitzt durch seine Größe, Diversität der Marktakteure sowie Anbindung zu anderen EU-Staaten 
bereits gute Voraussetzungen für Liquidität, die den Markt zur Drehscheibe des Stromhandels in Europa ma-
chen. Dem entgegen stehen aus Sicht der Wirtschaft jedoch die von der EU-Kommission neu vorgesehenen 
regionalen virtuellen Handelszentren. Diese würden den deutschen Terminmarkt strukturell verändern und 
damit Liquidität entziehen. Unternehmen könnten sich in der Folge schwerer gegen Preissprünge absichern. 
 
Mehr erneuerbare Energien besonders durch Investitionen der Wirtschaft 

Damit in den kommenden Jahren auch ausreichende Mengen an Strom aus Wind und Sonne sowie Folgepro-
dukte wie Wasserstoff zur Verfügung stehen, bedarf es massiver Investitionen aus der Wirtschaft. Durch Di-
rektstromlieferverträge (Power Purchase Agreements, PPAs) können der Bau und die Finanzierung von Er-
neuerbare-Energien-Anlagen angeregt werden. Die EU-Kommission möchte es vor allem kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) erleichtern, PPAs abzuschließen. Richtig ist, dass staatliche Garantien, zum Beispiel 
durch eine staatliche Risikoabsicherung, finanzielle Risiken für die langfristige Investition in einen Direkt-
stromliefervertrag absichern. KMU haben damit einen leichteren Zugang zum PPA-Markt, und der Bezugskreis 
wird erweitert. 
 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13237-Nachhaltige-Investitionen-EU-Umwelttaxonomie_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_1591
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Nationale Maßnahmen weiter ermöglichen 

Erneuerbarer Energien spielen eine entscheidende Rolle in der heutigen und zukünftigen Stromversorgung 
Europas. Damit der Ausbau von Wind- und Solaranlagen in allen Mitgliedstaaten voranschreitet, ist es nach-
vollziehbar, dass sich die EU mit passenden Förderinstrumenten befasst. Aus Unternehmenssicht gibt es hier-
für aber keine "One size fits all"-Lösung, so wie es die Kommission gern möchte. Stattdessen werden die 
richtigen Anreize für Investitionen in Wind- und Sonnenenergie dann gesetzt, wenn Mitgliedstaaten auch die 
Möglichkeit haben, nationale Gegebenheiten des Energiemixes zur Stromerzeugung zu berücksichtigen. 
 
Fazit: Durch freie Preisbildung, liquide Terminmärkte wie auch den Ausbau von erneuerbaren Energien sowie 
eine passgenaue Förderung wird das Strommarktdesign zur Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft beitragen. 
Die DIHK hat die erste Idee zur Strommarktreform der EU-Kommission bereits im Februar in einer Stellung-
nahme ausführlich kommentiert. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Start der neuen EU-Energiebeschaffungsplattform für gemeinsamen Gaseinkauf 
 
Mitte April 2023 ist die neue Energiebeschaffungsplattform Rahmen des Projekts REPowerEU gestartet. Ab 
dem 25. April 2023 können Unternehmen Angebote für eine gemeinsame Gasbeschaffung abgeben. Konkre-
tes Ziel der EU ist es, die Versorgungssicherheit mit Erdgas und LNG zu verbessern. Auch soll der Einkaufs-
preis sinken, indem Unternehmen gemeinsam Gas beschaffen. 
 
Das Ziel der Plattform ist es, durch eine europäische kollektive Nachfrage Marktmacht aufzubauen und 
dadurch die Verhandlungsposition auf dem Weltmarkt zu stärken. Dies soll zum einen zu geringeren Gasprei-
sen führen. Damit die europaweite Infrastruktur besser ausgelastet und die Bedarfsplanung verbessert wird, 
wurden regionale Gruppen gebildet, die verstärkt zusammenarbeiten und planen. 
 
Die Nutzung der Plattform ist für Unternehmen freiwillig. Die Mitgliedsstaaten dagegen sind verpflichtet, 15 
Prozent der Speicherfüllstände durch lokale Unternehmen über den gemeinsamen Gaseinkauf zu beschaffen. 
 
Teilnehmen können sowohl Nachfrager als auch Anbieter von Gas. Dabei kann jeder Betrieb nur in einer 
Funktion agieren. Ihr Angebot können diese Unternehmen nach vorheriger Anmeldung in den alle zwei Monate 
stattfindenden Ausschreibungsrunden unterbreiten. 
 
Entweder die Unternehmen organisieren eigenständig Gasbeschaffungskonsortien, oder die Plattform bündelt 
die Nachfrage und vermittelt Unternehmen und Lieferanten. Die Abgabe der Nachfrage wird über die Plattform 
AggregateEU erfolgen. Wichtig ist, dass sowohl die Art der Lieferung – Flüssigerdgas (LNG) oder natürliches 
Erdgas – als auch das Datum angegeben werden. Grundsätzlich liegt die Mindestnachfragemenge für LNG 
bei 300 GWh und für natürliches Erdgas bei 5 GWh. 
 
Die Plattform ist ein neuer Weg, um Angebot und Nachfrage im großen Maßstab zusammenzubringen. Gerade 
für kleine und mittelständische Unternehmen kann sie Möglichkeiten bringen, neue Märkte und neue Lieferan-
ten zu erreichen. "Zentrale Käufer" oder "Agenten im Auftrag" unterstützen bei Verhandlungen oder erforder-
lichen Dienstleistungen. 
 
Vom 25. April bis zum 2. Mai 2023 konnten die Unternehmen in der ersten Ausschreibungsrunde gemeinsam 
Gas beschaffen. Dieser Prozess wiederholt sich regelmäßig alle zwei Monate. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Europäischer Energierat einigt sich zu Gas und Wasserstoff 
 
Am 28. März 2023 haben die europäischen Energieminister im Rat eine Position zu gemeinsamen Marktregeln 
für erneuerbare und natürliche Gase sowie Wasserstoff gefunden. In dem Legislativpaket geht es um die 
Voraussetzungen für einen Übergang von Erdgas zu CO2-armen Gasen, wie Biomethan und Wasserstoff. 
Zusätzlich wurde die Ratsverordnung, die 15 Prozent weniger europäische Gasnachfrage bis März 2024 vor-
sieht, verlängert. 
 
Der Rat sieht bei den Regeln für den europäischen Gas- und Wasserstoffmarkt unter anderem Tarife für den 
Zugang von erneuerbaren Gasen zu 100 Prozent und kohlenstoffarmen Gasen zu 75 Prozent vor. Außerdem 

https://www.dihk.de/resource/blob/91762/cb02a1e6c5bb362c7a4433cbea862e90/dihk-stellungnahme-strommarktdesign-data.pdf
https://www.dihk.de/resource/blob/91762/cb02a1e6c5bb362c7a4433cbea862e90/dihk-stellungnahme-strommarktdesign-data.pdf
https://energy.ec.europa.eu/topics/energy-security/eu-energy-platform_de?etrans=de
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2023/03/28/gas-package-member-states-set-their-position-on-future-gas-and-hydrogen-market/
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wurde ein allgemeines Konzept für eine 2-prozentige Wasserstoffbeimischung nach Volumen zugelassen, um 
eine harmonisierte Gasqualität zu gewährleisten. 
 
Die Mitgliedstaaten möchten die vollständige eigentumsrechtliche Entflechtung als Standardmodell für künftige 
Wasserstoffnetze beibehalten. Unter bestimmten Bedingungen akzeptieren sie aber auch das Modell eines 
unabhängigen Fernleitungsnetzbetreibers. Dabei dürfen Energieversorgungsunternehmen weiterhin Eigentü-
mer und Betreiber der Netze sein, müssen jedoch eine Tochtergesellschaft einsetzen. Diese Ausnahme ist für 
eine rasche Entwicklung des Wasserstoffmarkts eine wichtige Bedingung, um die entsprechende Infrastruktur 
schnell bereitstellen zu können. 
 
Grüner Wasserstoff wird in großen Mengen in der Wirtschaft benötigt, damit diese ihre betrieblichen Klima-
schutzziele erreichen kann. Zudem hat sich die EU zum Ziel gesetzt, bis 2030 eine Wasserstoffwirtschaft mit 
einer Kapazität von 20 Millionen Tonnen pro Jahr aufzubauen, die sich zu gleichen Teilen aus erneuerbarem 
Wasserstoff in der EU und Importen von erneuerbarem Wasserstoff zusammensetzt. 
 
Mit der Einigung der Energieminister im Rat beginnen nun die Trilog-Verhandlungen mit dem EU-Parlament, 
das schon zuvor eine Position gebildet hat, beginnen. 
 
Ebenfalls haben die Energieminister Maßnahmen zur Verringerung der Gasnachfrage um 15 Prozent bis März 
2024 beschlossen. Der Gasverbrauch muss im Vergleich zum Durchschnittsverbrauch von April 2017 bis März 
2022 weiter sinken. Weiterhin soll mindestens alle zwei Monate eine Berichterstattung über die Einsparungen 
erfolgen. Bei einem "Unions-Alarm" muss dann monatlich berichtet werden. Dieser wird von der EU-Kommis-
sion ausgerufen, wenn die Sicherheit der Versorgung gefährdet ist. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Einigung bei der Renewable Energy Directive 
 
Am 30. März 2023 haben sich Rat und EU-Parlament über die Renewable Energy Directive (RED) geeinigt. 
Der Anteil erneuerbarer Energien am Gesamtenergieverbrauch bis 2030 muss nun 42,5 Prozent betragen, 
über 10 Prozent mehr als vorher. 
 
Wenn möglich, sollen sogar 45 Prozent angestrebt werden. Die Vereinbarung sieht dafür auch ehrgeizigere 
sektorspezifische Ziele vor, die sich in der Breite auf Unternehmen auswirken. Zudem soll der Ausbau von 
Wind- und PV-Anlagen vorangetrieben werden. 
 
In der Industrie soll der Anteil an Energie aus Wind und Sonne jährlich um 1,6 Prozentpunkte erhöht werden. 
Außerdem sollen 42 Prozent des in der Industrie verwendeten Wasserstoffs bis 2030 aus strombasierten er-
neuerbaren Kraftstoffen (RFNBOs) stammen und bis 2035 insgesamt 60 Prozent des Anteils ausmachen. 
Unter bestimmten Bedingungen können Mitgliedstaaten den Beitrag der in der Industrie eingesetzten RFNBOs 
um 20 Prozent reduzieren. Diese Regelung trifft aber für einen Großteil der EU-Länder nicht zu. 
 
Im Verkehrssektor können Mitgliedstaaten zwischen zwei verbindlichen Zielen wählen, die beide bis 2030 
erfüllt werden müssen. Die erste Option sieht eine Reduktion der Treibhausgasintensität um 14,5 Prozent vor. 
Bei der zweiten Option müssen mindestens 29 Prozent erneuerbare Energien den Endverbrauch im Verkehrs-
sektor ausmachen. Ergänzt wird dies durch ein verbindliches Ziel für strombasierte erneuerbare Kraftstoffe 
(RFNBOs) und fortschrittliche Biokraftstoffe von 5,5 Prozent. Davon wiederum müssen die RFNBOs mindes-
tens 1 Prozent ausmachen. 
 
Im Gebäudesektor wurde ein Richtziel von mindestens 49 Prozent erneuerbarer Energien bis 2030 festgelegt. 
Die Ziele für den Wärmebereich sollen schrittweise erhöht werden mit einer verbindlichen jährlichen Steige-
rung von 0,8 Prozentpunkten bis 2026 und 1,1 Prozentpunkten von 2026 bis 2030. 
 
Auch bei der Biomasse konnte ein Kompromiss erzielt werden. Die Verbrennung zur Strom- und Wärmege-
winnung kann nach der RED immer noch genutzt werden, um die Erneuerbaren-Ziele zu erfüllen. 
 
Ein zentrales Element der RED sind außerdem beschleunigte Genehmigungsverfahren für erneuerbare Ener-
gien. Mitgliedstaaten sollen Ausbaugebiete ausweisen, in denen Projekte einem vereinfachten Genehmi-
gungsprozess unterzogen werden können. In diesen sogenannten "Acceleration-Areas" (Beschleunigungsge-
biete) darf das Genehmigungsverfahren für Solar- und Windanlagen nicht länger als 18 Monate dauern. In 
diesen Gebieten entfallen die Umwelt- und Artenschutzprüfung auf Projektebene und gelten stattdessen für 

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2023/03/28/member-states-agree-to-extend-voluntary-15-gas-demand-reduction-target/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/03/30/council-and-parliament-reach-provisional-deal-on-renewable-energy-directive/
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das Gesamtgebiet. Außerdem hat der Populationsschutz Priorität über dem Schutz individueller Tiere. Ausge-
nommen davon sind Natura 2000-Gebiete, die keine "Acceleration-Areas" werden können. 
 
Darüber hinaus sollen Anträge als automatisch genehmigt werden, wenn sich die Genehmigungsbehörden 
nicht rechtzeitig entscheiden können. Je nach Technologie werden Projekte dann nach einem Monat, zum 
Beispiel für Wärmepumpen, bis hin zu 24 Monaten Frist, zum Beispiel für Offshore-Windanlagen, ohne weitere 
Zustimmung durch die Behörde bewilligt. 
 
Nachdem es nun eine informelle Einigung gibt, muss der finale Gesetzestext noch formal vom EU-Parlament 
und vom Rat bestätigt werden, bevor er dann mit der Veröffentlichung im EU-Amtsblatt gültig wird. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission legt "Net-Zero Industry Act" vor 
 
Am 16. März 2023 hat die EU-Kommission mit ihrem "Net-Zero Industry Act" (NZIA) eine Verordnung vorge-
legt, um Produktionskapazitäten von sauberen Technologien in der EU zur Erreichung der Klimaneutralität 
("Netto-Null-Technologien") auszubauen. Ziel des Vorschlags der EU-Kommission ist es, dass 40 Prozent des 
jährlichen EU-Bedarfs an diesen Technologien in Europa produziert werden. Somit sollen Abhängigkeiten von 
anderen Ländern bei diesen Technologien vermieden werden. Um dies zu erreichen, werden in dem Rechtsakt 
acht "Netto-Null-Technologien" festgelegt, für die der Aufbau von Produktionskapazitäten erleichtert werden 
soll: 

• Photovoltaik und Solarthermie Technologien 

• Onshore- und Offshore-Technologien für erneuerbare Energien 

• Batterie-/Speichertechnologien 

• Wärmepumpen und geothermische Energietechnologien 

• Elektrolyseure und Brennstoffzellen 

• Nachhaltige Biogas-/Biomethantechnologien 

• Technologien zur Abscheidung und Speicherung von Kohlenstoff (CCS) 

• Netztechnologien 
 
Insbesondere sollen durch das Gesetz die Bedingungen für Investitionen in "Netto-Null-Technologien" verbes-
sert werden, indem Genehmigungsverfahren verkürzt werden. Projekte, die diese Netto-Null-Technologien 
betreffen, werden von kürzeren Genehmigungsfristen und gestrafften Verfahren profitieren (9 bis 12 Monate, 
abhängig von der Produktionskapazität). Die Projektträger sollen nach den Plänen der EU-Kommission auch 
von den Mitgliedstaaten und der EU-Kommission bei den administrativen Verpflichtungen und der Beratung 
zur Finanzierung unterstützt werden. Des Weiteren soll ein Projekt nur noch von einer zentralen Anlaufstelle 
(One-Stop-Shop) zukünftig koordiniert werden. 
 
Der Rechtsakt legt darüber hinaus das Ziel der EU fest, bis 2030 eine jährliche Injektionskapazität von 50 
Millionen Tonnen in strategischen CO2-Speicherstätten in der EU zu erreichen, wobei die Öl- und Gaserzeuger 
in der EU einen entsprechenden Beitrag leisten sollen. Damit soll ein wesentliches Hindernis für die Entwick-
lung der CO2-Abscheidung und -Speicherung als wirtschaftlich tragfähige Lösung für den Klimaschutz, insbe-
sondere für energieintensive Sektoren, beseitigt werden. 
 
Um die Diversifizierung des Angebots für Netto-Null-Technologien zu fördern, verpflichtet das Gesetz außer-
dem die Behörden bei der öffentlichen Beschaffung oder bei Auktionen Kriterien für Nachhaltigkeit und Belast-
barkeit für Netto-Null-Technologien zu berücksichtigen. 
 
Zusätzlich soll die Verordnung es den Mitgliedstaaten ermöglichen Reallabore ("Regulatory Sandboxes") ein-
zurichten, um innovative Netto-Null-Technologien zu testen und Innovationen unter flexiblen regulatorischen 
Bedingungen zu fördern. Zu diesen sollen insbesondere KMU einen bevorzugten Zugang erhalten. 
 
Eine Net-Zero Europe Plattform soll die EU-Kommission und die Mitgliedstaaten dabei unterstützen, Maßnah-
men zu koordinieren und Informationen auszutauschen, auch im Hinblick auf industrielle Net-Zero-Partner-
schaften mit anderen Ländern. Die Net-Zero Europe Plattform soll Investitionen unterstützen, indem sie den 
Finanzbedarf, Engpässe und bewährte Verfahren für Projekte in der gesamten EU ermittelt. Sie soll auch die 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/IP_23_1665
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Kontakte zwischen den europäischen Netto-Null-Sektoren fördern und dabei insbesondere die bestehenden 
Industrieallianzen nutzen. 
 
Net Zero Industry Act – eine EU-Antwort auf den US-Inflation Reduction Act? 

Aus Sicht der Wirtschaft ist der von der EU-Kommission vorgelegte „Net Zero Industrie Act“ trotz einiger guter 
Ansätze – etwa schnellerer Genehmigungsverfahren – kein großer Durchbruch: 

• Genehmigungsverfahren für alle Wirtschaftsbereiche beschleunigen 

Ein richtiger Ansatz: Der NZIA sieht klare Fristen für Genehmigungsverfahren zum Aufbau von Pro-
duktionsstätten der "Netto-Null-Technologien" vor und gibt Unternehmen somit Planungssicherheit. 
Doch für eine wirkliche Beschleunigung ist es notwendig, die bürokratischen Anforderungen noch 
mehr abzubauen. Um Europa insgesamt zu stärken, sollte es für Unternehmen aller Branchen möglich 
sein, neue Vorhaben schneller realisieren sowie bestehende Anlagen einfacher modernisieren zu kön-
nen. 

• Öffentliche Beschaffung nicht mit Nachhaltigkeits- und Diversifizierungsanforderungen überfrachten 

Der NZIA gewährt manchen Unternehmen leichteren Zugang zum bedeutenden Markt der öffentlichen 
Beschaffung: Denn Behörden sollen bei ihren Entscheidungen die Nachhaltigkeit und Diversifizierung 
der Bezugsquellen für die "grünen" Technologien berücksichtigen. Staatliche Vorgaben zur Diversifi-
zierung schießen jedoch über das Ziel hinaus. Unternehmen passen ihre Lieferketten auf Basis ihrer 
Risikoabwägungen aus betriebswirtschaftlichen Gründen selbstständig an. 

• Handelsabkommen und Partnerschaften voranbringen 

Ein weiterer Schwerpunkt des NZIA sind internationale Partnerschaften. Ziel ist es, den Handel mit 
anderen Ländern zu erleichtern und faire Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten. Aus Unterneh-
menssicht könnte die Idee einer solchen Partnerschaft bei den Verhandlungen zwischen der EU und 
den USA zum Inflation Reduction Act hilfreich sein: Sie könnte den Zugang zum amerikanischen Markt 
für die europäischen "Netto-Null-Technologien" sichern. Darüber hinaus sollte die EU mit neuen bila-
teralen Handelsabkommen den Unternehmen verlässliche Rahmenbedingungen zur Diversifizierung 
schaffen – ganz ohne staatliche Quoten. 

• Steuervorteile aus Nicht-EU-Staaten ausgleichen 

Als weitere Maßnahme hat die EU-Kommission den Beihilferahmen in den Blick genommen: Die Mit-
gliedstaaten können Unternehmen mit klimaneutralen Technologien unter bestimmten Voraussetzun-
gen Steuervorteile für CO2-neutralen Technologien einräumen, die sich an entsprechenden Vorteilen 
in anderen Ländern orientieren. Ziel ist es, so die Abwanderung von Unternehmen zu verhindern. 
Diese Maßnahme kann ebenfalls Unternehmen bei der Produktion in Europa während der Transfor-
mation zur Klimaneutralität unterstützen. 

• Noch einige Luft nach oben 

Der "Net Zero Industry Act" bietet in einigen Bereichen richtige Ansätze. Er ist jedoch für deutsche 
Unternehmen, die Produktionskapazitäten aufbauen wollen, kein großer Durchbruch. Staatlich festge-
legte europäische Mindestproduktionsquoten gehen am Ziel vorbei. Der Ausbau kann nur gelingen, 
wenn Europa durch schnellere Planungsverfahren, mehr Innovationen und insgesamt gute Rahmen-
bedingungen für Investitionen die gesamte Wirtschaft fördert. Um den Wirtschaftsstandort Europa at-
traktiver zu machen, sollte die EU gleichzeitig die Integration im Binnenmarkt weiter vertiefen. 

 
Net Zero Industry Act: Erster Entwurf zum Bericht im EU-Parlament vorgelegt 

Der Berichterstatter im EU-Parlament zum Net-Zero-Industry-Act, Christian Ehler (CDU), hat am 25. Mai 2023 
seine Änderungsvorschläge zum Gesetzesvorschlag der EU-Kommission vorgelegt. Der sogenannte Net-
Zero-Industry-Act soll Teil der europäischen Antwort auf den US Inflation Reduction Act sein. 
 
Im Gesetzesvorschlag der EU-Kommission würden bisher acht Net-Zero-Technologien insbesondere von fes-
ten Zeitlimits für Genehmigungsverfahren profitieren, die für den Bau von Fabriken zur Produktion dieser Tech-
nologien gelten würden. Im Berichtsentwurf des EU-Parlaments sollen nun auch deren vorgelagerte Liefer-
kette bis zur Grundstoffindustrie sowie auch andere Net-Zero-Unternehmungen aus dem Rahmen der Taxo-
nomie mit in den Geltungsbereich eingeschlossen werden. Somit würde beispielsweise auch nachhaltiger 
Luftfahrttreibstoff (SAF) unter die Regelung fallen. 
 
Zusätzlich schlägt Berichterstatter Ehler vor, sogenannte Net-Zero-Industry-Valleys einzurichten, bei denen 
die Umweltverträglichkeitsprüfung für ein bestimmtes Gebiet bereits im Voraus durch die öffentliche Hand 

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/net-zero-industry-act-kommission-will-bessere-bedingungen-und-mehr-investitionen-fur-saubere-2023-03-16_de
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erfolgen würde. Somit wäre das für Unternehmen nicht mehr Teil des Genehmigungsverfahrens beim Bau von 
Fabriken für Net-Zero-Technologien. Dadurch würden die Verfahren deutlich verkürzt werden. 
 
Zusätzlich führt Ehler in seinem Bericht neu die Möglichkeit ein, dass Mitgliedstaaten Projekte in den Net-Zero-
Industry-Valleys neben Zuschüssen für Investitionen auch bei den operationellen Kosten der Produktion finan-
ziell unterstützen können. Finanziert werden soll die Unterstützung für die Net-Zero-Technologien und ihre 
Wertschöpfungsketten, indem 25 Prozent der Einnahmen aus dem nationalen Emissionshandelssystem dafür 
verwendet werden. 
 
Außerdem sollen die von der EU-Kommission vorgeschlagenen maximalen Genehmigungsfristen für Projekte 
mit einer jährlichen Produktionskapazität unter einem Gigawatt auf neun Monate und bei Projekten über einem 
Gigawatt Produktionskapazität auf zwölf Monate verkürzt werden. Dies solle die Rahmenbedingungen für In-
vestitionen im Bereich der Net-Zero-Technologien in Europa verbessern. 
 
Der Berichtsentwurf fügt dem Vorschlag der EU-Kommission außerdem Ziele zum Bürokratieabbau hinzu. So 
sollen die regulatorischen Lasten für die Industrie bis 2030 um 20 Prozent gesenkt werden und für kleine und 
mittelständische Unternehmen sogar um 40 Prozent. 
 
Bis Ende Oktober soll eine gemeinsame Position des EU-Parlaments erreicht sein, um danach im Trilog das 
finale Gesetz mit der EU-Kommission und dem Rat auszuhandeln. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommissionsvorschlag zum „Right to Repair“ 
 
Die EU-Kommission hat am 22. März 2023 einen Vorschlag zum Anspruch auf Reparatur („Right to Repair“) 
vorgelegt. Um die Ziele des Green Deals zu erreichen, strebt die EU-Kommission mit diesem Richtlinienent-
wurf eine Reduktion des Abfallaufkommens und damit einen Beitrag zur Kreislaufwirtschaft an. 
 
Was die Richtlinie konkret vorsieht, ist: 

• Ein Anspruch auf Reparatur für Kunden gegenüber Herstellern für Produkte, die nach EU-Recht tech-
nische reparierbar sind. Die Hersteller könnten selbst entscheiden, ob sie eine Reparatur kostenlos 
oder gegen Gebühr anbieten. 

• Eine Informationspflicht für Hersteller, bei welchen Produkten Anspruch auf Reparatur besteht 

• Eine online Matchmaking-Reparaturplattform, für Reparaturbetriebe und Verbraucher. Diese soll auf 
nationaler Ebene angesiedelt sein und Hersteller sollen selbst entscheiden können, ob sie teilnehmen 
wollen. 

• Die Einführung eines standardisierten Formulars für Reparaturinformationen, das Kunden beim Her-
steller anfordern können. 

• Einen freiwilligen europäischen Qualitätsstandard für Reparaturdienstleistungen, der Unternehmen 
entgegenkommen soll, die auf eine längere Lebensdauer ihrer Produkte setzen. 

 
Entscheidend ist, dass innerhalb der Garantielaufzeit Verkäufer eine kostenlose Reparatur anbieten müssen 
und über die Garantielaufzeit hinaus, Hersteller verpflichtet sind, ein Produkt fünf bis zehn Jahre nach dem 
Kauf zu reparieren. 
 
Der Fokus des Richtlinienvorschlags liegt auf Elektrogeräten. Hersteller müssen laut der Richtlinie Geräte 
reparieren, die unter die Reparaturstandards der Ökodesign Verordnung fallen. Dies umfasst bisher nur eine 
begrenzte Anzahl an Geräten, wie Waschmaschinen, Geschirrspüler, Staubsauer, Server, Vorrichtungen zur 
Datenspeicherung sowie Mobilfunkgeräte und Tablets. Die EU-Kommission plant allerdings, in Zukunft über 
delegierte Rechtsakte weitere Produktkategorien hinzuzufügen. 
 
Bewertung und nächste Schritte 

Die DIHK hat in einem Pressestatement von DIHK-Präsident Peter Adrian darauf hingewiesen, dass große 
Teile der deutschen Wirtschaft ein ‚Recht auf Reparatur‘ kritisch sehen würden, während die Unternehmen 
grundsätzlich einen effizienten Umgang mit Ressourcen und damit auch das Ziel einer Kreislaufwirtschaft un-
terstützen. Zu beachten wären dabei insbesondere die logistischen und finanziellen Herausforderungen, die 
auf die Firmen zukommen, wenn Maßnahmen, wie die Ausweitung des Gewährleistungsrechts, das Vorhalten 

https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/-recht-auf-reparatur-fuer-viele-betriebe-schwer-umzusetzen-93206
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von Ersatzteilen oder das Bereitstellen von Informationen zur Reparierbarkeit und Ersatzgeräten Gesetz wer-
den. Außerdem müsse gerade für mittlere und kleinere Unternehmen sichergestellt werden, dass genug Zeit 
für die Anpassung zur Verfügung steht und dass die Unternehmen nicht mit bürokratischen Anforderungen 
überfordert werden. Denn wenn neue Vorgaben in der betrieblichen Praxis nicht umsetzbar sind, würde dies 
nicht zum Ziel einer ressourcensparenden Kreislaufwirtschaft beitragen. 
 
Insgesamt geht der Vorschlag der EU-Kommission jedoch nicht so weit, wie von manchen Herstellern befürch-
tet worden war. Hier hatte sich die DIHK auch mit einer Stellungnahme beteiligt. Die DIHK plant, sich zum 
Entwurf der EU-Kommission in das weitere Gesetzgebungsverfahren in Brüssel einzubringen. In Kürze wird 
der Bereich EUI eine zweite Stellungnahme entwerfen. Die gesammelten Stellungnahmen werden dann dem 
EU-Parlament und dem Rat der EU vorgelegt. Im nächsten Schritt muss der Kommissionsvorschlag dann vom 
EU-Parlament und dem Rat der EU angenommen werden. 
 
Weitere Informationen finden Sie im Pressestatement der EU-Kommission. Der vollständige Kommissions-
Vorschlag ist hier abrufbar (aktuell nur auf Englisch verfügbar). 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Taxonomie-Regeln sollen auf weitere Umweltziele ausgeweitet werden 
 
Die EU-Kommission möchte ihre "Taxonomie" vollenden. Das Regelwerk soll es ermöglichen, die ökologische 
und soziale Qualität wirtschaftlicher Tätigkeiten abzubilden. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer 
(DIHK) warnt vor einer möglichen Überforderung gerade kleinerer Betriebe. 
 
Die Grundsatzidee hinter der EU-Taxonomie: Wenn für Investoren und Geschäftspartner leicht ersichtlich ist, 
wie "grün" ein Unternehmen wirtschaftet, können Finanzströme vermehrt in umweltfreundliche Tätigkeiten ge-
lenkt werden. Dafür müssen allerdings die Akteure ihre Geschäfte anhand eng gefasster Kriterien sehr klein-
teilig dokumentieren. 
 
Vier weitere Umweltziele einbezogen 

Bislang wurden entsprechende Verordnungen und Bewertungskriterien im Rahmen der EU-Taxonomie für die 
Umweltziele "CO2-Minderung" und "Anpassung an den Klimawandel" definiert. Nun sollen vier weitere folgen: 
"Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft", "Vermeidung und Kontrolle der Umweltverschmutzung", "nachhaltige 
Nutzung und Schutz von Wasser- und Meeresressourcen", sowie "Schutz und Wiederherstellung der Biodiver-
sität und der Ökosysteme". Damit werden etwa Tätigkeiten in den Bereichen Abfallwirtschaft, Altlastensanie-
rung, Kunststoffverpackungen, Elektro- und Elektronikgeräte, Gerätebatterien sowie Bau- und Abbruchwesen 
abgedeckt. 
 
Die entsprechenden Regelwerke der erweiterten Taxonomie sowie Änderungen an den bereits ausgearbeite-
ten Klimazielen hatte die EU-Kommission Anfang Mai zur Konsultation gestellt. Obwohl sie für Antworten nur 
vier Wochen Zeit einräumte, sind mehr als 600 Stellungnahmen zu dem geplanten EU-Rechtsakt eingegan-
gen. 
 
DIHK: Gerade KMU oft nicht gerüstet 

Auch die DIHK hat sich ausführlich geäußert. Das Meinungsspektrum unter den Unternehmen sei breit, be-
richtet sie. Zwar unterstützten die Betriebe eine beschleunigte Umsetzung der grünen Transformation, sie 
stimmten jedoch nicht automatisch allen hierfür vorgesehenen Maßnahmen zu. 
 
Vor allem kleinere und mittlere Unternehmen (KMU) seien in hohem Maße indirekt betroffen, aber noch nicht 
ausreichend auf die Bedeutung der Taxonomie vorbereitet, gibt die DIHK zu bedenken. Ihnen könnten durch 
die Erweiterung entscheidende Wettbewerbsnachteile entstehen. 
 
Die Ausgestaltung der Taxonomie orientiere sich "erkennbar an den Anforderungen und Chancen an den 
Kapitalmärkten, die für KMU keine große Rolle spielen", heißt es in der Stellungnahme. Gerade nicht kapital-
marktorientierte Betriebe verfügten oft nicht über Strukturen und Expertise, um die Offenlegung sicherzustel-
len, und könnten überfordert sein. 
 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_1794
https://commission.europa.eu/document/afb20917-5a6c-4d87-9d89-666b2b775aa1_en
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Chancen statt Verbote 

Die DIHK empfiehlt deshalb Erleichterungen für und eine verstärkte Kommunikation gegenüber KMU. Sie regt 
eine Richtungsentscheidung an, ob die Taxonomie "möglichst viele Wirtschaftstätigkeiten erfassen soll oder 
nur die für das Erreichen der Nachhaltigkeitsziele relevantesten Branchen". 
 
Und nicht zuletzt bediene sich die Taxonomie zu vieler Verbote. Schließlich werde die grüne Transformation 
"nur gelingen, wenn neue Technologien eine Chance haben, sich am Markt durchzusetzen", stellt die DIHK 
klar. 
 
Details können Sie hier nachlesen: DIHK-Diskussionspapier vom 12. Mai zur Erweiterung der EU-Taxonomie. 
 
Paket muss noch durch EU-Parlament und Rat 

Die EU-Kommission wird das Feedback jetzt prüfen. Mitte 2023 sollen dann die delegierten Verordnungen 
final veröffentlicht werden; anschließend haben das EU-Parlament und der Rat der Mitgliedstaaten noch eine 
Einspruchsfrist. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Überholung der Ökodesign-Richtlinie: EU-Kommission plant, bisherige Regeln zu verschärfen 
 
Die EU-Kommission plant, die bisherige Ökodesign-Richtlinie von 2009 durch eine Verordnung zu ersetzen 
und hat dazu bereits letztes Jahr am 30. März 2022 einen Vorschlag vorgelegt. 
 
Aktuelle Entwicklungen 

In der aktuellen Diskussion um das deutsche Gebäudeenergiegesetz ist etwas untergegangen, dass die EU 
parallel an neuen Regelungen im Ökodesign-Bereich arbeitet und mit einer Verordnung auf europäischer 
Ebene, deutsche Regelungen hinfällig würden. Der entsprechende Rechtsakt betrifft Raumheizgeräte und 
Kombiheizgeräte. 
 
Wichtig zu wissen ist, dass dieser delegierte Rechtsakt nur eine Produktkategorie betrifft, aber viele weitere 
geplant sind. So wurden bis zum 30. Mai 2023 delegierte Rechtsakte zu einzelnen Produktkategorien konsul-
tiert. So aktuell zum Beispiel die Ökodesign-Anforderungen an Kochgeräte und danach Anforderungen an 
Computer und Server. Wir raten betroffenen Unternehmen, sich hier aktiv und frühzeitig einzubringen. 
 
Hintergrund 

Der Kommissionsvorschlag für eine Ökodesign-Verordnung ist Schlüsselbestandteil des EU-Ansatzes für um-
weltfreundlichere und kreislauforientierte Produkte. Der Vorschlag stützt sich auf die aktuelle Ökodesign-
Richtlinie, die im Moment nur für energieverbrauchsrelevante Produkte gilt. 
 
Vorgeschlagen wird ein Rahmen für die Festlegung von Ökodesign-Anforderungen für bestimmte Produkt-
gruppen, um Kreislaufwirtschaft, Energieeffizienz und andere Nachhaltigkeitsaspekte erheblich zu verbessern. 
Die neue Verordnung legt Leistungs- und Informationsanforderungen für fast alle Produktkategorien am EU-
Markt fest. Für Produktgruppen mit ausreichend gemeinsamen Merkmalen sieht der Rahmen auch produkt-
übergreifende Vorschriften vor. 
 
Der Rahmen ermöglicht die Festlegung zahlreicher Anforderungen, u. a. in Bezug auf: 

• Haltbarkeit, Wiederverwendbarkeit, Nachrüstbarkeit und Reparierbarkeit von Produkten 

• Stoffe, die den Beitrag zur Kreislaufwirtschaft beeinträchtigen 

• Energie- und Ressourceneffizienz 

• Recyclinganteil 

• Wiederaufarbeitung und Recycling 

• CO2- und Umweltfußabdruck 

• Informationspflichten, einschließlich eines digitalen Produktpasses 
 
Der neue „digitale Produktpass“ enthält demnach Informationen über die ökologische Nachhaltigkeit von Pro-
dukten. Er soll Verbraucher und Unternehmen helfen, beim Kauf von Produkten „fundierte Entscheidungen“ 

https://www.dihk.de/resource/blob/96092/ac7387b7f7b3b7e1efc660497e3ba1e2/dihk-diskussionspapier-taxonomie-erweiterung-data.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13688-Kochgerate-Okodesign-Anforderungen_de
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zu treffen, Reparaturen und Recycling vereinfachen sowie die Transparenz hinsichtlich der Umweltauswirkun-
gen von Produkten erhöhen. Außerdem sollen die Produktpässe die Behörden bei der Durchführung von Prü-
fungen und Kontrollen unterstützen. 
 
Ausblick 

Das EU-Parlament hat den Vorschlag im Umweltausschuss am 12. Januar 2023 diskutiert und eine Abstim-
mung für den0 5. Juni 2023 angesetzt. Das Parlament wird die delegierten Rechtsakte voraussichtlich über-
arbeiten. Auch bewerten es manche Abgeordnete als kritisch, dass relativ viele Informationen im digitalen 
Produktpass frei zugänglich gemacht werden müssen. Es könnte auch sein, dass für manche Produkte ange-
passte Übergangsfirsten gewährt werden. Die DIHK beobachtet die aktuellen Entwicklungen genau und sucht 
den Austausch mit relevanten Stakeholdern. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
H2Global wird Vorzeigeprojekt der EU Hydrogen Bank 
 
Am 31. Mai 2023 haben der Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz Robert Habeck und EU-Energie-
kommissarin Kadri Simson den Zusammenschluss der neuen Europäischen Wasserstoffbank (EU Hydrogen 
Bank) mit dem deutschen H2Global Instrument beschlossen. Das Vorzeigeprojekt soll dazu beitragen, die 
Wasserstoffbedarfe in Deutschland und Europa abzudecken sowie den globalen Markthochlauf für grünen 
Wasserstoff zu fördern. 
 
Im Rahmen des internationalen "Team Europe"-Ansatzes der European Hydrogen Bank wird H2Global zu-
künftig für alle EU-Regierungen zugänglich sein, die an der Durchführung von Wasserstoffausschreibungen 
interessiert sind. Darüber hinaus plant H2Global in Zusammenarbeit mit der Europäischen Wasserstoffbank 
auch an gemeinsamen europäischen Ausschreibungen zu arbeiten. Damit sollen internationale Wasser-
stoffimporte weiter gestärkt werden. 
 
Das Ziel von H2Global ist es, die Nachfrage nach klimaneutralem Wasserstoff in Deutschland und in Zukunft 
auch in der EU zu decken und somit private Investitionen in die wirtschaftliche Nutzung von grünem Wasser-
stoff sowie eine Etablierung von Wasserstofflieferketten zu unterstützen. H2Global beabsichtigt dabei Bedarf- 
und Preisrisiken bei nachfragenden Unternehmen zu reduzieren, welche durch staatliche Förderung ausgegli-
chen werden. Zudem verringern internationale Produzenten über langfristige Lieferverträge ihr Abnahmerisiko. 
 
Die europäische Wasserstoffbank setzt an der Produzentenseite an, indem Projekte gefördert werden sollen, 
welche vor allem grünen Wasserstoff in der EU produzieren. Dafür können sich die Produzenten mit geplanter 
Produktionsmenge und voraussichtlichen Kosten bei der Wasserstoffbank bewerben. Die Förderung wird an 
die kosteneffizienten Projekte ausgestellt. Die EU Hydrogen Bank plant, 800 Millionen Euro für eine erste 
Auktion für den innereuropäischen Bezug von Wasserstoff bereitzustellen. Zusätzlich sollen aber auch Was-
serstoffimporte erleichtert werden, um europäische Wasserstoffabnehmer versorgen zu können. 
 
Während durch das H2Global-Projekt bereits in mehreren Auktionsrunden staatliche Förderung ausgezahlt 
wurde, findet die erste Auktion der europäischen Wasserstoffbank erst im Herbst 2023 statt. Zusammen sollen 
laut Plänen des Bundeswirtschaftsministeriums und der EU-Kommission beide Maßnahmen dafür sorgen, 
dass zum einen die grüne Wasserstoffproduktion in der EU gefördert wird und zum anderen ein wettbewerbs-
fähiger Preis für Wasserstoffnachfrager bereitgestellt werden kann. 
 
Noch sind die finalen Bedingungen für die Teilnahme an der EU Hydrogen Bank nicht geklärt. Die zuständige 
Generaldirektion Klima plant diese im Sommer dieses Jahres zu veröffentlichen. Die Teilnahme ist aufgrund 
des angesetzten Budgets jedoch begrenzt. Für KMU ist die Hürde mit einer Mindestkapazität für Elektrolyseure 
mit 5 Megawatt bei den Projekten verhältnismäßig hoch. Ein Pooling wäre nach Ansicht der IHK-Organisation 
eine sinnvolle Lösung. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Mercosur-Abkommen: Gamechanger für die Lieferkettendiversifizierung in Lateinamerika 
 
Die Mercosur-Länder Brasilien, Argentinien, Uruguay und Paraguay beraten seit den 90er-Jahren mit der EU 
über ein umfassendes Handelsabkommen. Zwar sind die Verhandlungen seit 2019 abgeschlossen, jedoch 
steht die Ratifizierung des Abkommens weiter aus. Dabei könnte es wichtige Wachstumsimpulse für die 
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international eng vernetzte deutsche Wirtschaft bieten und die Diversifizierung von Lieferketten vorantreiben 
– gerade auch mit Blick auf die Rohstoff- und Energieversorgung. Immerhin hängt ein Viertel der deutschen 
Arbeitsplätze am Export, in der Industrie sogar mehr als jeder zweite. Welche Perspektiven ergeben sich für 
die deutschen Unternehmen? 
 
Wirtschaftschancen durch Marktöffnung 

Weltweit nehmen Handelshemmnisse zu und erschweren das Außenwirtschaftsgeschäft. Eine ambitionierte 
EU-Handelspolitik ist daher die Grundvoraussetzung für den globalen Erfolg der deutschen Wirtschaft. 
 
Das ehrgeizige EU-Mercosur-Abkommen setzt hierfür wichtige Akzente: Im Laufe der nächsten Jahre sollen 
fast alle Zölle mit dem bisher wirtschaftlich protektionistisch aufgestellten lateinamerikanischen Wirtschafts-
raum fallen. Außerdem sieht das Abkommen vor, den Marktzugang im Dienstleistungshandel auszuweiten, 
öffentliche Beschaffungsmärkte zu öffnen, regulatorische Kooperation zu vereinfachen und 350 traditionelle 
europäische Spezialitäten wie bayerisches Bier oder schwäbische Spätzle auch im Mercosur zu schützen. 
 
Das Handelsabkommen hat zudem ein gezieltes Mittelstandskapitel, damit die Vorteile auch kleine und mittel-
ständische Unternehmen (KMU) erreichen. Über 8.500 deutsche Betriebe exportieren in die Mercosur-Länder, 
74 Prozent von ihnen sind KMU. Bisher unterliegen 85 Prozent der europäischen Ausfuhren in diesem über 
260 Millionen Konsumenten umfassenden Markt einem Zoll. Das verursacht in deutschen und europäischen 
Betrieben Kosten in Höhe von vier Milliarden Euro pro Jahr. 
 
Entsprechend sehen viele Unternehmen in einem Handelsabkommen Chancen für sich. Laut der DIHK-Going-
International-Umfrage 2023 gibt jedes fünfte auslandsaktive deutsche Unternehmen an, Lateinamerika als 
zunehmend wichtigen Markt zu betrachten – das ist auch eine Reaktion der Betriebe auf die aktuellen wettbe-
werblichen und geopolitischen Spannungen. 
 
Diversifizierung in Zeiten geopolitischer Risiken 

Die deutsche Wirtschaft benötigt eine Zeitenwende in den Wirtschafts- und Handelsbeziehungen mit wichtigen 
geopolitischen Partnern wie dem Mercosur. Je länger die Ratifizierung des Mercosur-Abkommens auf sich 
warten lässt, desto mehr Marktchancen entgehen der deutschen Wirtschaft. 
 
Eine rasche Ratifizierung würde europäischen Unternehmen jetzt noch einen wichtigen zeitlichen Vorsprung 
verschaffen, da das Abkommen das erste zwischen den Mercosur-Staaten und einem bedeutenden Partner 
wäre. Auch andere große Wettbewerbsnationen sind aber in der Region zunehmend aktiv. China hat inzwi-
schen die frühere Position Europas als wichtigster Handelspartner mit den Ländern der Region übernommen. 
 
Daher sollten sich die EU und die Bundesregierung für eine zügige Umsetzung des Abkommens einsetzen. 
Der EU-Lateinamerika-Gipfel Mitte Juli in Brüssel bietet der EU und dem Mercosur eine gute Gelegenheit, sich 
auf ein passgenaues Zusatzinstrument zur Nachhaltigkeit zu einigen und so den Weg für die Ratifizierung 
freizumachen. 
 
Europa kann bereits auf intensiven Handelsbeziehungen aufbauen: Allein nach Brasilien exportierten deut-
sche Unternehmen 2021 Waren und Dienstleistungen im Wert von über 13 Milliarden Euro, der deutsche 
Investitionsbestand dort lag zuletzt bei mehr als 22 Milliarden Euro. Die deutschen Exporte unterstützen laut 
EU-Angaben in Deutschland fast 250.000 Arbeitsplätze. Die brasilianische Metropole São Paulo ist gleichzeitig 
einer der größten Standorte der deutschen Industrie weltweit. Das zeigt das große Potenzial, das bei einer 
Ratifizierung des Abkommens gehoben werden kann. Marktchancen für deutsche Unternehmen liegen vor 
allem in den Bereichen Maschinenbau, Automobil und Ernährung, in denen die Mercosur-Länder bisher mit-
unter sehr hohe Zölle erheben. 
 
Nachhaltiger Handel mit Lateinamerika 

Durch moderne Nachhaltigkeitsregelungen kann das Abkommen auch die Bemühungen der Mercosur-Staaten 
im Klimaschutz unterstützen. Alle Beteiligten haben sich auf klare Nachhaltigkeitsstandards verständigt und 
sich somit dazu verpflichtet, das Pariser Klimaschutzabkommen effektiv umzusetzen. 
 
Für die deutschen Unternehmen bedeutsam: Je stärker die Wirtschaftsbeziehungen zwischen Deutschland 
und Lateinamerika sind, desto größer sind auch die Chancen, in Umwelt- und Klimafragen gemeinsam voran-
zukommen. Die deutsche Wirtschaft fördert das Ziel eines nachhaltigen Handels zwischen der EU und dem 
Mercosur. Ein Abkommen kann Unternehmen ermutigen und Investitionen für den Aus- und Aufbau nachhal-
tiger Lieferketten auslösen. 
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Hiesige Betriebe sind – auch mit Unterstützung der deutschen Auslandshandelskammern (AHKs) bereits seit 
über 100 Jahren in den Mercosur-Ländern vertreten. Sie sichern Zehntausende Arbeitsplätze und tragen etwa 
durch die duale Ausbildung nach deutschem Vorbild vor Ort zur nachhaltigen wirtschaftlichen Entwicklung der 
Region bei. Das EU-Mercosur-Abkommen bietet nun neue Chancen, dieses Engagement gemeinsam weiter 
zu stärken. 
 
Umsetzung für Unternehmen entscheidend 

Entscheidend für den Erfolg von Handelsabkommen ist ihre Umsetzung. Die EU sollte sich hier generell für 
Vereinfachungen stark machen, insbesondere durch klare und harmonisierte Regeln für den Warenursprung, 
ein umfassendes EU-Online-Tool zu Ursprungsregeln und standardisierte Ursprungsnachweise über alle Ab-
kommen hinweg. Die Digitalisierung der Zollprozesse sollte beschleunigt und der EU-Zolltarif vereinfacht wer-
den. Das würde vor allem auch KMU entlasten und den Handel erleichtern. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Green Claims: Kriterien gegen Grünfärberei und irreführende Umweltaussagen 
 
Am 22. März 2023 hat die EU-Kommission eine Richtlinie über gemeinsame Kriterien gegen Grünfärberei und 
irreführende Umweltaussagen vorgelegt. Sie ergänzt die Vorschläge der EU-Kommission aus dem letzten Jahr 
(30. März 2022) zu den Änderungen der Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken. 
 
Nach dem Kommissionsvorschlag müssen Unternehmen bei Umweltaussagen (Green Claims) über ihre Pro-
dukte oder Dienstleistungen Mindeststandards einhalten. Bevor sie eine Umweltaussage in ihre Verbraucher-
informationen aufnehmen, müssten diese anhand wissenschaftlicher Erkenntnisse belegt werden. Mit Aus-
nahme von Kleinstunternehmen (unter 10 Mitarbeitenden und 2 Mio. Euro Umsatz oder Bilanzsumme) müss-
ten Händler diese Angaben zudem von einer akkreditierten Organisation überprüfen lassen. Es werden zudem 
keine Werbeaussagen oder Zeichen mehr gestattet sein, bei denen die gesamten Umweltauswirkungen des 
Produkts pauschal bewertet werden, außer dies ist nach EU-Vorschriften explizit so vorgesehen. 
 
Der Vorschlag sieht auch eine Regelung für Umweltzeichen vor. Derzeit gibt es nach Kommissionsangaben 
mindestens 230 verschiedene Zeichen. Künftig sollen neue öffentliche Kennzeichnungssysteme nur dann zu-
lässig sein, wenn sie auf EU-Ebene entwickelt werden. Neue private Systeme müssten vorab genehmigt wer-
den und nachweisen, dass ihre Umweltziele ehrgeiziger sind als die von bestehenden Systemen. Der Kom-
missionsentwurf muss noch übersetzt und dann von Rat und Parlament gebilligt werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
ECHA empfiehlt acht Stoffe (u. a. Blei) für die REACH-Zulassung 
 
Am 12. April 2023 hat die EU-Chemikalienagentur (ECHA) einen Vorschlag für acht weitere Stoffe der Euro-
päischen Kommission vorgelegt, diese sollen von der Kandidatenliste in den Anhang XIV der REACH-Verord-
nung (Verzeichnis der zulassungspflichtigen Stoffe) aufgenommen werden. Sobald die Stoffe in die Liste auf-
genommen werden, können sie nur auf dem EWR-Markt in Verkehr gebracht oder ab einem bestimmten Da-
tum weiterverwendet werden, wenn eine Zulassung für eine bestimmte Verwendung erteilt oder zumindest 
rechtzeitig beantragt wurde. 
 
Die Empfehlung der ECHA umfasst die folgenden Stoffe: 

• Ethylendiamin 

• 2-(4-tert-Butylbenzyl)propionaldehyd und seine einzelnen Stereoisomere 

• Blei 

• Glutaral 

• 2-Methyl-1-(4-methylthiophenyl)-2-morpholinopropan-1-on 

• 2-Benzyl-2-(dimethylamino)-4′-morpholinobutyrophenon 

• Diisohexylphthalat 

• Orthoborsäure, Natriumsalz 
 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_1692
https://echa.europa.eu/de/-/echa-recommends-eight-substances-for-reach-authorisation
https://echa.europa.eu/de/substance-information/-/substanceinfo/100.003.154
https://echa.europa.eu/de/substance-information/-/substanceinfo/100.313.493
https://echa.europa.eu/de/substance-information/-/substanceinfo/100.028.273
https://echa.europa.eu/de/substance-information/-/substanceinfo/100.003.506
https://echa.europa.eu/de/substance-information/-/substanceinfo/100.100.260
https://echa.europa.eu/de/substance-information/-/substanceinfo/100.100.600
https://echa.europa.eu/de/substance-information/-/substanceinfo/100.069.152
https://echa.europa.eu/de/substance-information/-/substanceinfo/100.034.132
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Das Zulassungsverfahren nach REACH zielt darauf ab, die Substitution von besonders besorgniserregenden 
Stoffen zu fördern, wenn technisch und wirtschaftlich vertretbare Alternativen verfügbar sind. Bis dies erreicht 
ist, soll eine aus Sicht der EU angemessene Kontrolle der Risiken für Umwelt und Gesundheit gewährleistet 
werden. Dabei steht metallisches Blei schon seit 2018 auf der Kandidatenliste der besonders besorgniserre-
genden Stoffe (Substances of Very High Concern - SVHC). Die Liste wird zweimal jährlich aktualisiert und 
benennt Stoffe, die als mögliche Kandidaten für ein Zulassungsverfahren unter der REACH-Verordnung iden-
tifiziert wurden und in regelmäßigen Abständen von der ECHA bewertet und ggf. an die Europäische Kommis-
sion als Empfehlung weitergeleitet werden. 
 
Die aktuelle Empfehlung enthält u. a. folgende Informationen: 

• Ablauftermin, ab dem das Inverkehrbringen und die Verwendung eines Stoffes verboten ist, sofern 
nicht eine Zulassung erteilt bzw. zumindest beantragt ist oder die Verwendung von der Zulassungs-
pflicht ausgenommen wurde (Vorschlag für Blei: 4,5 Jahre nach Aufnahme in Anhang XIV), 

• Antragsschluss, bis zu dem Anträge eingegangen sein müssen, wenn der Antragsteller den Stoff nach 
dem Ablauftermin weiterhin verwenden oder in Verkehr bringen will (Vorschlag für Blei: 3 Jahre nach 
Aufnahme in Anhang XIV), 

• Überprüfungszeiträume für bestimmte Verwendungen, 

• Verwendungen, die von der Zulassungspflicht ausgenommen sind (Keine Ausnahmeregelung für Blei 
im Vorschlag). 

 
Im Jahr 2022 fand die dafür vorgeschriebene dreimonatige öffentliche Konsultation statt. Die eingegangenen 
Kommentare wurden von dem Ausschuss der Mitgliedstaaten der ECHA diskutiert und sind in dessen Emp-
fehlung an die ECHA eingegangen, die sie nun wie verkündet an die EU-Kommission weiterleitet. 
 
Im letzten Schritt entscheidet nun der REACH-Regelungsausschuss der EU-Kommission über die Stoffe, die 
in das Verzeichnis der zulassungspflichtigen Stoffe (Anhang XIV REACH) aufgenommen werden, sowie über 
die endgültigen Regelungen (Ablauftermin, jüngster Antragsschlusstermin, Überprüfungszeitraum, Ausnah-
men). Der Beschluss der EU-Kommission wird dann im Amtsblatt der EU veröffentlicht und das Verzeichnis 
der zulassungspflichtigen Stoffe auf der Website der ECHA aktualisiert werden 
 
Weiterführende Informationen zur Aufnahme von Blei in den Anhang XIV finden unter folgendem Link. 
 
 
Beschränkung von Blei in PVC-Produkten 
 
Am 03. Mai 2023 hat die EU-Kommission im Rahmen der EU-Chemikalienverordnung REACH (Anhang XVII) 
die Beschränkung von Blei in PVC-Produkten angenommen. Diese betreffen die Verwendung und das Inver-
kehrbringen (einschließlich der Einfuhr) von Blei in Erzeugnissen aus Polyvinylchlorid (PVC) ab einer Kon-
zentration von 0,1 Gewichtsprozent. Dadurch werden gleiche Bedingungen für die in der EU hergestellten 
PVC-Erzeugnisse, die seit 2015 kein Blei mehr enthalten, und für importierte Erzeugnisse geschaffen, in denen 
noch Blei enthalten sein kann. 
 
Bleiverbindungen werden in PVC-Erzeugnissen als Stabilisatoren vor allem in der Bauindustrie verwendet, 
zum Beispiel in Fensterprofilen, Rohren, Schläuchen sowie Drähten und Kabeln. Ziel der Beschränkung ist es, 
die errechnete Menge von bis zu 8,4 Tonnen Emissionen des Schwermetalls pro Jahr zu verhindern. 
 
Produkte, die recyceltes Hart-PVC enthalten, können in einer Übergangszeit von 10 Jahren noch verkauft und 
verwendet werden, um das Recycling zu fördern und jährlich 1,5 Millionen Tonnen CO2-Emissionen einzuspa-
ren. Um ein sicheres Recycling zu gewährleisten, müssen die Materialien jedoch vollständig mit einer bleifreien 
Schicht überzogen sein, damit Mensch und Umwelt vor einer versehentlichen Bleiexposition geschützt sind. 
 
Der Vorschlag der EU-Kommission wurde im Dezember 2022 von den Mitgliedstaaten im REACH-Ausschuss 
unterstützt und hat im März 2023 die Prüfung durch das EU-Parlament und den Rat erfolgreich bestanden. 
 
Im Anhang XVII der REACH-Verordnung sind Stoffe oder Stoffgruppen gelistet, die wegen ihrer Gesundheits- 
und Umweltrisiken nicht oder nur eingeschränkt hergestellt, in Verkehr gebracht oder verwendet werden dür-
fen. Das Bleiverbot ist in der Liste des Anhangs Eintrag Nummer 63. Mit dem Verbot folgt die EU der Empfeh-
lung der beiden wissenschaftlichen Ausschüsse der ECHA (RAC und SEAC). 
 
Die Pressemeldung finden Sie auf der Website der EU-Kommission. 
 

https://echa.europa.eu/de/recommendations-for-inclusion-in-the-authorisation-list?p_p_id=disslists_WAR_disslistsportlet&p_p_lifecycle=1&p_p_state=normal&p_p_mode=view&_disslists_WAR_disslistsportlet_javax.portlet.action=searchDissLists
https://echa.europa.eu/de/authorisation-list
https://echa.europa.eu/de/recommendations-for-inclusion-in-the-authorisation-list/-/dislist/details/0b0236e186ebdaa3
https://single-market-economy.ec.europa.eu/system/files/2023-05/C_2023_2785_1_EN_ACT_part1_v5.pdf
https://single-market-economy.ec.europa.eu/system/files/2023-05/C_2023_2785_1_EN_annexe_acte_autonome_part1_v4.pdf
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/reach-kommission-verbietet-blei-pvc-produkten-2023-05-03_de#:~:text=Blei%20darf%20nicht%20mehr%20in,Schutz%20von%20Mensch%20und%20Umwelt.
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Aufnahme von Perfluorhexansulfonsäure (PFHxS) in den Anhang I der POP-Verordnung 
 
Am 30. Mai 2023 hat die EU-Kommission eine Delegierte Verordnung zur Aufnahme von Perfluorhexansul-
fonsäure (PFHxS) in den Anhang I (Liste der verbotenen Stoffe) der POP-Verordnung ((EU) 2019/1021) an-
genommen. 
 
PFHxS gehört zu den persistenten organischen Schadstoffen und damit ebenfalls zur Obergruppe der der 
Per- und Polyfluorierten Alkylsubstanzen (PFAS). 
 
PFHxS sind gekennzeichnet durch: 

• Persistenz (Verbleiben für lange Zeit in der Umwelt), 

• Bioakkumulation (Anreicherung in organischem Gewebe), 

• (Öko-)Toxizität (Schädigung der menschlichen Gesundheit und Umwelt), 

• Mobilität (Verteilung über weite Entfernungen in der Umwelt). 
 
Mit der POP-Verordnung (2019/1021) werden die Verpflichtungen der EU im Rahmen des Stockholmer Über-
einkommens über persistente organische Schadstoffe umgesetzt. Dort wurde PFHxS bereits im Jahr 2022 als 
weiteres POP aufgenommen. Die EU-POP-Verordnung regelt das Verbot oder die Beschränkung der Herstel-
lung, des Inverkehrbringens und der Verwendung von persistenten organischen Schadstoffen (Persistent Or-
ganic Pollutants – POP). Zudem wird die Beschränkung der Freisetzungen solcher Stoffe und die Festlegung 
von Bestimmungen zur Entsorgung von Abfällen, die aus solchen Stoffen hervorgehen, sie enthalten oder 
durch sie verunreinigt sind, definiert. Lagerbestände, die aus in Anhang I oder II aufgelisteten Stoffen bestehen 
oder solche Stoffe enthalten, werden ebenfalls durch die Verordnung reguliert. 
 
Die Liste der POP, die unter den Anwendungsbereich der Verordnung fallen, wird in regelmäßigen Abständen 
geprüft und gegebenenfalls mit neuen POP erweitert. 
 
Die Aufnahme von PFHxS in den Anhang der POP-Verordnung ist unabhängig von dem Beschränkungsver-
fahren von PFAS, da die POP-Verordnung lediglich bereits geltendes internationales Recht in EU-Recht um-
setzt. Im Gegensatz dazu läuft das Beschränkungsverfahren zu PFAS im Rahmen der EU-Chemikalienver-
ordnung REACH. 
 
Die delegierte Verordnung tritt 20 Tage nach der Veröffentlichung im EU-Amtsblatt in Kraft. 
 
Weitere Informationen und die Rechtstexte der delegierten Verordnung finden Sie auf der entsprechenden 
Website der EU-Kommission. 
 
 
Konsultation: Gesetzgebungsinitiative Ausfuhrverbot von in der EU verbotenen Chemikalien 
 
Vom 08. Mai bis zum 31. Juli 2023 können sich Interessensträger an der Konsultation zur Gesetzgebungsini-
tiative für ein Verbot der Herstellung und Ausfuhr von gefährlichen Chemikalien, die in der EU bereits verboten 
sind, beteiligen und Rückmeldungen einreichen. Das Feedback wird bei der weiteren Erarbeitung und der 
Folgenabschätzung dieser Initiative berücksichtigt. 
 
Ziel der Gesetzgebungsinitiative ist ein Verbot der bisher legalen Herstellung von in der EU bereits verbotenen 
Chemikalien, die für den Export bestimmt sind. Dies soll den Schutz von Drittländern vor negativen Auswir-
kungen dieser Chemikalien auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt verbessern. Damit wird die im 
Rahmen der EU-Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit eingegangene Verpflichtung erfüllt sowie die interne 
und externe Politik in diesem Bereich noch weiter konsequent aufeinander abgestimmt. 
 
Als mögliche Handlungsoptionen können u. a. bewertet werden: 

• Bereitstellung von mehr Informationen gemäß der PIC-Verordnung für Nicht-EU-Länder, 

• Überarbeitung der Ausfuhranforderungen der PIC-Verordnung, 

• Einführung eines Verbots der Herstellung von Chemikalien, die in der EU nicht genehmigt oder ver-
boten sind, 

• ein Ansatz, der alle obigen Optionen verbindet. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R1021&from=DE
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13425-Persistente-organische-Schadstoffe-Perfluorhexansulfonsaure-PFHxS-_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_20_1840
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Zudem soll die externe Ausweitung des Verbots die Sicherheits- und Nachhaltigkeitsstandards für gefährliche 
Chemikalien außerhalb der EU-Grenzen fördern. Positive Auswirkungen für Europa sind ebenfalls zu erwar-
ten, wenn grenzüberschreitender Schaden durch entsprechende Chemikalien reduziert wird. 
 
Der internationale Handel mit gefährlichen Chemikalien wird durch das Rotterdamer Übereinkommen der Ver-
einten Nationen über das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung (Prior Informed 
Consent - PIC) geregelt, das in der EU durch die PIC-Verordnung über die Einfuhr und Ausfuhr gefährlicher 
Chemikalien umgesetzt wird. 
 
Eine Annahme der neuen Gesetzgebungsinitiative durch die EU-Kommission ist voraussichtlich für das vierte 
Quartal 2023 geplant. Weitere Informationen finden Sie in der Pressemeldung der EU-Kommission. 
 
Zur Konsultation gelangen Sie über folgenden Link. Diese umfasst einen Fragebogen und die Möglichkeit, 
ein Dokument hochzuladen. Die eingegangenen Rückmeldungen werden auf dieser Website veröffentlicht. 
 
 
Aufruf zur öffentlichen Konsultation zur Beschränkung von PFAS 
DIHK legt Handlungsempfehlungen für die Beteiligung von Unternehmen vor 
 
Am 13. Januar 2023 haben deutsche Behörden in Zusammenarbeit mit den Niederlanden, Dänemark, Norwe-
gens und Schwedens einen Beschränkungsvorschlag für Per- und Polyfluoralkylsubstanzen (PFAS) bei der 
EU-Chemikalienagentur (ECHA) eingereicht. Der Anwendungsbereich bezieht sich auf die OECD-Definition 
der gesamten Stoffgruppe von ca. 10.000 PFAS-Verbindungen und sieht ein generelles Verbot der Herstel-
lung, des Inverkehrbringens (einschließlich der Einfuhr) und der Verwendung von PFAS als solches, als Be-
standteil anderer Stoffe, in Gemischen und in Erzeugnissen oberhalb einer bestimmten Konzentrationsgrenze 
vor. Zeitlich befristete Ausnahmeregelungen sind nur für wenige spezifische Verwendungen vorgemerkt. 
 
Vom 22. März bis zum 25. September 2023 führt die ECHA eine öffentliche Konsultation zum Beschrän-
kungsvorschlag durch. Es ist die Phase des Regulierungsprozesses, in der Unternehmen die Gelegenheit 
erhalten, Einfluss auf den finalen Vorschlag zur Beschränkung von PFAS in der EU zu nehmen. Denn die 
während der Konsultation eingereichten Informationen bilden die Grundlage für die Stellungnahmen der wis-
senschaftlichen Ausschüsse der ECHA, die an die EU-Kommission weitergeleitet und abschließend mit den 
EU-Mitgliedstaaten entschieden werden. 
 
Daher empfiehlt die IHK-Organisation den betroffenen Unternehmen jetzt dringend, sich zu engagie-
ren: Reichen Sie, wenn möglich, weiterführende Informationen, wissenschaftliche und technische Daten oder 
sozioökonomische Analysen ein. Vor allem in Bezug auf die im Vorschlag fehlenden Verwendungen, als po-
tenziell markierte Ausnahmeregelungen oder zusätzliche noch nicht vorgeschlagene Ausnahmen. Ihre Betei-
ligung an der Konsultation und die Bereitstellung von Daten ist entscheidend für die Unterstützung vorgeschla-
gener oder zusätzlicher Ausnahmeregelungen. 
 
Die DIHK-Handlungsempfehlungen finden Sie auf der DIHK-Homepage. Diese sollen Unternehmen bei der 
Teilnahme an der Konsultation zum breiten Beschränkungsvorschlag von PFAS Hilfestellung geben. 
 
Zur Konsultation gelangen Sie über die Webseite des Beschränkungsvorschlags unter „Give Comments“ oder 
direkt unter diesem Link. 
 
Ebenfalls wichtig: ECHA veröffentlicht ersten Teil der FAQs zur Konsultation 

Während einer Informationsveranstaltung am 05. April 2023 sind insgesamt über 1.600 Fragen bei der ECHA 
eingegangen. Der erste Teil des Fragenkatalogs ist nun online und konzentriert sich auf die Konsultation 
selbst, die Meinungsbildung in den Ausschüssen der ECHA und das REACH-Beschränkungsverfahren. Wei-
tere werden im Mai - Juni hinzugefügt. 
 
Einen entsprechenden Hinweis zur Beteilung an der Konsultation hat auch das saarländische Ministerium für 
Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar und Verbraucherschutz herausgegeben. Diesen finden Sie hier. 
 
Hintergrund: 

PFAS sind eine große Stoffgruppe von ca. 10.000 verschiedenen künstlich hergestellten chemischen Verbin-
dungen. Diese zeichnen sich besonders durch ihre hohe thermische sowie chemische Stabilität und Langle-
bigkeit (Persistenz) aus. Dadurch wirken sie wasser-, fett- sowie schmutzabweisend und reagieren nicht mit 
anderen Chemikalien. Aufgrund dieser Eigenschaften werden sie in zahlreichen Verbraucherprodukten wie 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex%3A32012R0649
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex%3A32012R0649
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/gefahrliche-chemikalien-eu-kommission-startet-konsultation-zu-export-drittlander-2023-05-10_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13750-Gefahrliche-Chemikalien-Verbot-der-Herstellung-und-Ausfuhr-von-Chemikalien-die-in-der-Europaischen-Union-verboten-sind/public-consultation_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13750-Gefahrliche-Chemikalien-Verbot-der-Herstellung-und-Ausfuhr-von-Chemikalien-die-in-der-Europaischen-Union-verboten-sind_de
https://echa.europa.eu/de/restrictions-under-consideration/-/substance-rev/72301/term
https://www.dihk.de/resource/blob/94786/27913a5c6424c811385036b9ce8ea5b1/dihk-hinweise-zur-pfas-konsultation-data.pdf
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/pfas-regulierung-ihre-expertise-ist-gefragt-94850
https://echa.europa.eu/de/restrictions-under-consideration/-/substance-rev/72301/term
https://comments.echa.europa.eu/comments_cms/AnnexXVRestrictionDossier.aspx?RObjectId=0b0236e1885e69de
https://echa.europa.eu/documents/10162/21388210/230405_upfas_webinar_qa_en.pdf/7a22138a-7250-85a8-cf57-2817ec91f5ff?t=1683031720099#msdynttrid=cGXtBNKjuZrCxr0-ncNQk1qihDWCZr2u9Uf8jzBeT1s
https://echa.europa.eu/de/-/restriction-of-per-and-polyfluoroalkyl-substances-pfass-under-reach#msdynttrid=50KA6cijI1PkuATT9JQPLoONWeMrDY7s022a4Oi343I
https://www.saarland.de/mukmav/DE/portale/gentechnikundchemikalien/informationen/chemikalien/pfas/pfas_node.html
https://echa.europa.eu/de/hot-topics/perfluoroalkyl-chemicals-pfas
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(Outdoor-)Bekleidung, Kochgeschirr (z. B. Teflon), Lebensmittelkontaktmaterialien oder Medizinprodukten ver-
wendet. Außerdem sind PFAS ein wichtiger Bestandteil vieler Spezialanwendungen der Industrie. Sie werden 
beispielsweise bei der Oberflächenbehandlung von Metallen und Kunststoffen, bei der Herstellung von Halb-
leitern und Membranen für Brennstoffzellen oder der Wasserelektrolyse eingesetzt. 
 
Trotz der nützlichen Eigenschaften weist diese Stoffgruppe eine hohe Umweltrelevanz auf, aufgrund dessen 
seitens der EU ein strengerer regulatorischen Rahmen und ein Ausstieg aus der Stoffgruppe der PFAS ange-
strebt wird. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

KURZ NOTIERT 
 
 
Sicherer Umgang mit Gefahrstoffen am Arbeitsplatz – neues Info-Angebot von BMAS und BAuA 
 
Der Arbeitsschutz ist besonders bei Themen rund um den Umgang mit Gefahrstoffen ein komplexes Thema. 
Vor allem kleineren Unternehmen fällt es oft nicht leicht, allen Vorgaben nachzukommen. Ein neues Maßnah-
menkonzept unterstützt sie dabei. 
 
Die Hilfestellung ist Teil einer Initiative, mit der das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) ge-
meinsam mit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) insbesondere den Mittelstand 
über wichtige Themen des Arbeitsschutzes informieren möchte. 
 
Im Fokus des ersten Beitrages steht das "Einfache Maßnahmenkonzept Gefahrstoffe (EMKG)", das sich vor 
allem an für den Arbeitsschutz verantwortliche Frauen und Männer in kleineren Unternehmen richtet. 
 
Das EMKG hilft den Betrieben nicht nur dabei, Gefährdungen bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen zu beurteilen. 
Es schlägt auch passende Maßnahmen vor, die den Umgang mit entsprechenden Stoffen sicherer machen. 
Mit guten Beispielen – aus der Praxis für die Praxis – möchten die Initiatoren sensibilisieren und ein höheres 
Bewusstsein für die Tätigkeiten mit Gefahrstoffen am Arbeitsplatz schaffen. 
 
Sie finden das EMKG auf der Website der BAuA. 
 
 
Bis 2028: Aufbau Wasserstoff-Pipeline zwischen Deutschland und Dänemark 
 
Deutschland und Dänemark haben eine Absichtserklärung zum Bau einer grenzüberschreitenden Wasser-
stoff-Pipeline unterschrieben. Demnach ist das Ziel, bis 2028 eine Pipeline von West-Dänemark nach Schles-
wig-Holstein zu bauen, die grünen Wasserstoff nach Deutschland bringen soll. 
 
In der unterzeichneten Vereinbarung heißt es, dass sich die Teilnehmer verpflichten, eine Umsetzung einer 
Wasserstoff-Verbindungsleitung zwischen Dänemark und der Bundesrepublik Deutschland zu unterstützen. 
Demnach ist es das Ziel, bis 2028 eine Pipeline von West-Dänemark nach Schleswig-Holstein zu bauen, die 
grünen Wasserstoff nach Deutschland bringen soll. Damit soll vor allem die energieintensive Industrie in 
Deutschland, etwa die Sektoren Stahl und Chemie, dekarbonisiert werden. 
 
Dänemark will wohl ab 2030 so viel grünen Wasserstoff herstellen, dass es auch für den Export reicht. Der 
dänische Flächenentwickler Greengo Energy plant beispielsweise einen Energiepark an der dänischen West-
küste Ringkøbing-Skjern mit 4.000 MW Solar- und Windenergie sowie einem daran angeschlossenen Elekt-
rolyseur mit einer Leistung von 2.000 MW. Pro Jahr will das Unternehmen dort künftig eine Million Tonnen 
Wasserstoff beziehungsweise seine Derivate produzieren. Um den Wasserstoff nach Deutschland zu trans-
portieren, soll aber auch die bestehende Infrastruktur zum Einsatz kommen. So hat der Fernleitungsnetzbe-
treiber Gasunie Anfang des Jahres bereits mit einem entsprechenden Umstellungsprojekt für die Pipeline "Hy-
perlink" begonnen. Um die künftigen Wasserstoffbedarfe zu decken, will Deutschland aber auch mit anderen 
Ländern in Europa zusammenarbeiten. So hatte Deutschland im Januar erst eine ähnliche Kooperation mit 
Norwegen geschlossen, inklusive der notwendigen Leitungsinfrastruktur. Wie eine entsprechende Wertschöp-
fungskette aussehen könnte, daran arbeiten aktuell die beiden Energieunternehmen RWE und Equinor. 
 

https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung-im-Betrieb/Gefahrstoffe/EMKG/Einfaches-Massnahmenkonzept-EMKG_node.html
https://www.energate-messenger.de/news/229868/gasunie-gibt-startschuss-fuer-hyperlink
https://www.energate-messenger.de/news/229868/gasunie-gibt-startschuss-fuer-hyperlink
https://www.energate-messenger.de/news/229528/rwe-und-equinor-planen-gemeinsame-wertschoepfungskette-fuer-wasserstoff
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Quelle: DIHK 
 
 
Versand von Lithium-Ionen-Batterien: Leitfaden 
 
Eine gute Übersicht über die gefahrgutrechtlichen Anforderungen beim Versand von Lithiumionenbatterien 
liefert ein 16-seitiges ZVEI-Merkblatt Nr. 36 (Leitfaden), das ursprünglich gemeinsam erarbeitet wurde vom 
ZVEI (Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V.) und der EPTA (The European Power Tool 
Association). 
 
Darin werden die Anforderungen je nach Energiedichte der Batterien (kleiner oder größer als 100 Wattstunden) 
und je nach Verkehrsträger (Straße, Schiene, See, Luft) tabellarisch dargestellt. 
 
Die aktuelle Version des Leitfadens berücksichtigt die geringfügigen Änderungen durch das seit Anfang 2023 
geltende ADR 2023. Dies betrifft insbesondere den Wegfall der Pflicht zur Angabe einer Telefonnummer auf 
dem rot umrandeten rechteckigen Kennzeichen für Lithiumbatterien gemäß Unterabschnitt 5.2.1.9.2. Die Pub-
likation ist auf der Homepage des ZVEI in deutscher und in englischer Sprache hier zu finden. 
 
 
IHK-Netzwerk engagiert sich in Sachen Nachhaltigkeit 
 
Die Nachhaltigkeit in ihren drei Dimensionen – wirtschaftlich, ökologisch und sozial – ist ein wichtiges Leitbild 
für die Politik in Deutschland und weltweit. Auch für die Unternehmen sind diese Ziele im Rahmen ihrer ge-
sellschaftlichen Verantwortung eine wichtige Orientierungsgröße. Viele Initiativen der IHK-Organisation lassen 
sich bereits jetzt mit den UN-Nachhaltigkeitszielen verbinden. Lesen Sie hier mehr dazu. 
 
 
Ressortabstimmung Klimaschutzgesetz 
 
Am 14. Juni 2023 hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz die Ressortabstimmung zum 
Entwurf des Klimaschutzgesetzes und des Klimaschutzprogramms eingeleitet. 
 
Weitere Informationen zur Ressortabstimmung und zu den Entwürfen finden Sie hier. 
 
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
 
 
Öffentliche Beteiligung zur NBS 
 
Das Bundesumweltministerium hat mit dem Auftakt des Online-Dialogs zur Nationalen Strategie zur biologi-
schen Vielfalt (NBS 2030) am 15. Juni 2023 die Möglichkeit zur öffentlichen Beteiligung bis zum 9. Juli 2023 
gestartet. 
 
Weitere Informationen zum Beteiligungsprozess finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
BEHG-Carbon-Leakage-Kompensation 
 
Für Carbon-Leakage-Kompensationsanträge gemäß BECV für das Abrechnungsjahres 2022 muss die neu 
veröffentlichte Formular-Management-System (FMS) Erfassungssoftware genutzt werden. Die Erstellung ei-
nes neuen Benutzerzugangs ist dafür notwendig. Darüber hinaus müssen die folgenden Formulare verpflich-
tend genutzt werden: 
 
Aufstellung der erwarteten maßgeblichen Emissionsmenge (hier) 
Nachweisformulare für importierte Wärmemengen (für Wärmeverteilernetz hier; für Direktlieferung hier) 
Berechnungsformular für die Brennstoffmenge, die in nicht hocheffizienten KWK-Anlagen auf die Wärmeer-
zeugung entfallen (hier) 
 
Die Frist für die Antragstellung des Abrechnungsjahrs 2022 ist der 30.06.2023. Der vollständige Antrag muss 
zusammen mit dem Prüfbericht der Wirtschaftsprüfer in einer qualifiziert signierten Nachricht über die virtuelle 
Poststelle eingereicht werden. 

https://www.zvei.org/themen/neue-merkblaetter-zum-transport-von-lithium-ionen-batterien
https://www.dihk.de/de/ueber-uns/die-ihk-organisation/nachhaltigkeit-chancen-und-herausforderungen
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/06/20230614-habeck-wichtiges-klimapaket-geht-in-die-ressortabstimmung.html
https://dialog.bmuv.de/bmu/de/process/58604
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Viele weitere Informationen rund um die Carbon-Leakage-Beihilfe, vor allem der aktualisierte Leitfaden zum 
Antragsverfahren sowie der Katalog beihilfefähiger Produkte finden Sie auf der entsprechenden Carbon-
Leakage-Webpage der DEHSt. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Ersatzbaustoffverordnung – Informationen des LfU 
 
Zum 01. August 2023 tritt die Mantelverordnung für Ersatzbaustoffe und Bodenschutz in Kraft. Neben einer 
Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) wird es auch eine Ersatzbau-
stoffverordnung (EBV) geben. In dieser EBV werden bundeseinheitlich die Herstellung und der Einbau mine-
ralischer Ersatzbaustoffe, beispielsweise im Straßenbau, geregelt. 
 
Mit der EBV soll die bestmögliche Verwertung von mineralischen Abfällen entsprechend § 6 des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes gewährleistet werden. Dadurch wird es Änderungen in Bereichen des Recyclings und des 
Einsatzes von mineralischen Bauabfällen geben. Das rheinland-pfälzische Landesamt für Umwelt sammelt 
aktuelle Informationen rund um die EBV und stellt diese online zur Verfügung. In Zusammenarbeit mit dem 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität Rheinland-Pfalz wurden FAQs zur Ersatzbau-
stoffverordnung erarbeitet. 
 
Weitere Information finden Sie hier. 
 
Quelle: Landesamt für Umwelt Rheinland-Pfalz 
 
 
Green Deal international: EU und Norwegen gründen grüne Allianz 
 
Die EU und Norwegen haben am 24. April 2023 eine grüne Allianz ins Leben gerufen, um ihre gemeinsamen 
Bemühungen beim Klima- und Umweltschutz sowie die Zusammenarbeit im Hinblick auf die Beschleunigung 
der Energiewende und der Unterstützung des industriellen Wandels zu verstärken. 
 
Norwegen und die EU arbeiten bereits seit vielen Jahren im Bereich des Klimaschutzes zusammen, so ist 
Norwegen auch Teil des EU-Emissionshandelssystems. Im neuen Abkommen bekennt sich Norwegen zur 
Angleichung der nationalen und internationalen Klimapolitik und dem gemeinsamen Ziel bis 2030 die CO2-
Emissionen um 55 Prozent im Vergleich zu 2005 zu senken. 
 
Die EU und Norwegen betonen die Zusammenarbeit bei Naturschutz, Umkehrung des Verlusts der biologi-
schen Vielfalt, Anpassung an den Klimawandel sowie eine bessere Förderung der Technologien zur Entfer-
nung, Abscheidung und Speicherung von CO2 (CCS). 
 
Eine Grüne Allianz ist die umfassendste Form eines bilateralen Abkommens zur Förderung der Klimaneutra-
lität. Ein ähnlicher Vertrag wurde bisher nur mit Japan im Jahr 2021 geschlossen. 
 
Unternehmen sollen beim grünen industriellen Wandel mehr unterstützt werden. Zudem soll es strategische 
Partnerschaften, wie Projekte für nachhaltige Wertschöpfungsketten, für Rohstoffe und Batterien geben. Zu-
sätzlich ist eine bestärkte Beschleunigung der Energiewende, Dekarbonisierung des Verkehrssektors und För-
derung nachhaltiger Investitionen in eine klimaneutrale Wirtschaft geplant. 
 
Die Grüne Allianz EU-Norwegen wird sich auf folgende Schwerpunktbereiche konzentrieren: 

• Verstärkung der Anstrengungen zur Bekämpfung des Klimawandels, einschließlich der Zusam-
menarbeit in den Bereichen Anpassung an den Klimawandel, CO2-Bepreisung, CO2-Abbau sowie 
CO2-Abscheidung, -Transport, -Nutzung und -Speicherung; 

• Intensivierung der Zusammenarbeit in Umweltfragen mit Schwerpunkt auf der Eindämmung und 
Umkehr des Verlusts an biologischer Vielfalt, der Bekämpfung von Waldschädigung und Entwaldung, 
der Förderung der Kreislaufwirtschaft und der Betrachtung des gesamten Lebenszyklus von Kunst-
stoffen, der Entwicklung globaler Standards für den Umgang mit Chemikalien und der Bewirtschaftung 
von Abfällen sowie der nachhaltigen Bewirtschaftung der Ozeane; 

https://kreislaufwirtschaft-bau.rlp.de/de/ersatzbaustoffverordnung-ebv/
https://www.consilium.europa.eu/media/49932/eu-japan-green-alliance-may-2021.pdf?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=EU-Japan+Green+Alliance
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• Unterstützung des grünen industriellen Wandels und weiterer Ausbau der politischen und indust-
riellen Zusammenarbeit durch strategische Partnerschaften wie eine künftige strategische Partner-
schaft für nachhaltige Wertschöpfungsketten für Rohstoffe und Batterien; 

• Beschleunigung der Energiewende mit Schwerpunkt auf Wasserstoff und erneuerbarer Offshore-
Energie; 

• Dekarbonisierung des Verkehrssektors bei allen Verkehrsträgern mit besonderem Augenmerk auf 
Treibhausgasneutralität und emissionsfreier Schifffahrt; 

• Intensivierung der Zusammenarbeit in Regulierungsfragen und zwischen Unternehmen, um 
globale Standards für die innovativen Umweltlösungen festzulegen, die erforderlich sind, um den 
Übergang zu kreislauforientierten und klimaneutralen Volkswirtschaften zu beschleunigen; 

• Konsolidierung der bestehenden Zusammenarbeit in Forschung, Bildung und Innovation in den 
Bereichen Dekarbonisierung, erneuerbare Energien und Bioökonomie; 

• Zusammenarbeit zur Förderung eines nachhaltigen Finanzwesens und nachhaltiger Investitio-
nen, um Europa auf den Weg zu einer ökologisch nachhaltigen, klimaneutralen und klimaresistenten 
Wirtschaft zu bringen. 

 
Während die Idee des Bündnisses darin besteht, „die Kräfte zu bündeln“, um ein defossilisiertes europäisches 
Energiesystem der Zukunft zu erreichen, sollen die angeglichenen Wettbewerbsbedingungen und Standards 
in Bezug auf die Klimapolitik für einen größeren Absatzmarkt für klimafreundliche Produkte und ein besseres 
Investitionsklima sorgen. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
 
Strategische Partnerschaft zwischen der EU und Kasachstan tritt in Kraft 
 
Die EU und Kasachstan haben sich auf einen Fahrplan geeinigt, der konkrete Maßnahmen und Investitions-
projekte im Rahmen der Zusammenarbeit im Bereich Rohstoffe, Batterien und erneuerbarer Wasserstoff vor-
sieht. Die ersten Projekte sind bereits gestartet und bringen klare Vorteile mit sich. 
 
Am 19. Mai 2023 kündigten Valdis Dombrovskis, Exekutivvizepräsident der EU-Kommission, und Alichan 
Smailov, Ministerpräsident Kasachstans, an, eine Reihe von konkreten Maßnahmen im Rahmen der Verein-
barung zwischen der EU und Kasachstan über eine strategische Partnerschaft im Bereich Rohstoffe, Batterien 
und erneuerbarer Wasserstoff umzusetzen. 
 
Die EU und Kasachstan haben sich auf einen Fahrplan geeinigt, der die Zusammenarbeit in konkreten Hand-
lungsfeldern vorsieht. Dazu gehört die Zusammenarbeit zwischen Industrieakteuren zur Ermittlung und Durch-
führung gemeinsamer Investitionsprojekte. Des Weiteren sieht der Fahrplan eine engere Zusammenarbeit bei 
der geologischen Erkundung, der Forschung und Innovation, der Ausbildung von Fachkräften oder beim Ka-
pazitätsaufbau mithilfe des EU-Programms Horizont Europa und der Kooperationsfazilität sowie anderer Fi-
nanzierungsinstrumente vor. 
 
Die Partnerschaft baut auf dem bestehenden Abkommen über eine verstärkte Partnerschaft und Zusammen-
arbeit auf und zielt auf die gemeinsame Entwicklung und bessere Integration der strategischen Wertschöp-
fungsketten der EU und Kasachstans in Bezug auf Rohstoffe, Batterien und erneuerbaren Wasserstoff. Die 
ersten Projekte sind bereits angelaufen und haben sichtbare Vorteile mit sich gebracht. 
 
Der Fahrplan wurde für den kommenden Zeitraum 2023 - 2024 vereinbart und gebilligt. Er spiegelt den aktu-
ellen Bedarf, wie die Modernisierung und Dekarbonisierung der kasachischen Bergbauindustrie, wider. Er um-
fasst unter anderem den Technologietransfer und unterstützt den Ausbau erneuerbarer Energien in beiden 
Regionen, was für die Bewältigung der Klimakrise von wichtiger Bedeutung ist. 
 
Am 1. - 2. Juni 2023 hat Maroš Šefčovič, Vizepräsident der EU-Kommission, den kasachischen Ministerpräsi-
denten und den Minister für Industrie und Infrastrukturentwicklung, Marat Karabayev, auf dem 13. Internatio-
nalen Forum für Bergbau und Metallurgie in Astana getroffen, um erste Schritte des Fahrplans umzusetzen 
und Vertreter der Wirtschaft kennenzulernen. 
 
Weitere Informationen zur strategischen Partnerschaft zwischen der EU und Kasachstan finden Sie hier. 
 
 

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-und-norwegen-grunden-grune-allianz-2023-04-24_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_22_6585
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FÖRDERPROGRAMME / PREISE 
 
 
Klimaschutzverträge: Vorbereitendes Verfahren am 06. Juni 2023 gestartet 
 
Das BMWK hat bekannt gegeben, dass das vorbereitende Verfahren für Klimaschutzverträge (KSV) am 
06. Juni 2023 gestartet ist. Unternehmen, die sich am Gebotsverfahren für einen Klimaschutzvertrag beteiligen 
wollen, müssen in den kommenden zwei Monaten ihr Interesse bekunden. Das Verfahren ist offen für alle 
Unternehmen oder Konsortien, deren CO2-Ausstoß mindestens 10.000 CO2 pro Jahr ausmacht. Die Branchen 
sind auf die Branchen des EU-Emissionshandels beschränkt. Klimaschutzverträge laufen über 15 Jahre. Nach 
dem vorbereitenden Verfahren startet das Gebotsverfahren und dann wird gefördert, solange Geld im Topf ist. 
Dafür wird ein mittlerer zweistelliger Mrd.-Betrag zur Verfügung gestellt. Die EU-Kommission hat grundsätzlich 
zugestimmt, Details müssen aber noch im konkreten Gebotsverfahren geklärt werden, z. B. die Koordination 
mit anderen europäischen und nationalen Programmen. 
 
Förderfähige Prozesse müssen mit Strom komplett aus erneuerbaren Quellen versorgt werden oder mit Was-
serstoff nach den Kriterien der Taxonomie. Ziel ist es, neue Techniken zu fördern, die anderen Unternehmen 
zur Verfügung stehen, die nicht bei den KSV zum Zuge kommen. Ein Drittel des Gesamtausstoßes CO2 in der 
Industrie soll mit Hilfe der KSV reduziert werden. 
 
Weitere Informationen zum Förderprogramm Klimaschutzverträge finden Sie hier. 
 
 
Förderrichtlinie für das Aufbauprogramm Wärmepumpe 
 
Das Bundeswirtschaftsministerium (BMWK) fördert seit dem 01. April 2023 Schulungen für den Einbau von 
Wärmepumpen in bestehende Gebäude. Das „Aufbauprogramm Wärmepumpe“ trägt dazu bei, die Klimaziele 
im Gebäudesektor bis 2030 zu erreichen. Zielgruppe sind ausgebildete Handwerker, die jetzt schon Heizungen 
einbauen, zudem Energieberater und Planer für technische Gebäudeausrüstung, wie das Ministerium bekannt 
gegeben hat. Zuständig ist das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), dort findet man auch 
mehr Informationen. 
 
Schulungen werden mit 90 Prozent der förderfähigen Ausgaben bis 250 Euro pro Teilnehmer und Tag geför-
dert. Coachings im Betrieb werden mit 90 Prozent der Ausgaben und je 500 Euro gefördert. Die Gesamtför-
derung ist auf 5000 Euro begrenzt. Anträge können seit dem 1. April gestellt werden. Ziel der Regierung ist, 
dass ab 2024 jährlich mindestens 500.000 Wärmepumpen in Betrieb genommen werden. Durch die neue 
Förderrichtlinie soll dem Fachkräftemangel in diesem Sektor entgegengewirkt werden und jährlich mindestens 
17.500 Handwerker sowie 3.000 Planende und Energieberatende 30 Monate lang im Bereich Wärmepumpen 
im Bestand qualifiziert werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Umweltmanagement-Preis 2023 
 
Deutsche und österreichische Organisationen, die ihr Nachhaltigkeitsengagement in einer besonders gelun-
genen Umwelterklärung dokumentiert oder sonst erfolgreich dargestellt haben, können sich noch bis zum 
07. Juli 2023 in drei Kategorien um den diesjährigen Umweltmanagement-Preis bewerben. 
 
Kategorie 1: Beste Maßnahme Klima- und Umweltschutz 

Beurteilt wird eine ausgewählte und bereits umgesetzte Maßnahme oder ein durchgeführtes Projekt der Or-
ganisation, das zur Verbesserung des Umwelt- und Klimaschutzes beigetragen hat. Bewerbungen können 
Organisationen mit gültiger EMAS-Registrierung oder gültigem ISO-14001-Zertifikat einreichen. 
 
Bewertungskriterien: 

• Umweltleistung: Transparenz und Nachvollziehbarkeit, quantitative oder qualitative Bewertung, lang-
fristige Verbesserung; 

• Darstellung des Innovationsgehalts; 

• Nachhaltigkeit und langfristige Wirkung auf Beteiligte. 
 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/06/20230605-foerderprogramm-fuer-klimaschutzvertraege-startet.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Klimaschutz/klimaschutzvertraege.html
https://www.bafa.de/DE/Wirtschaft/Fachkraefte/Aufbauprogramm_Waermepumpe/aufbauprogramm_waermepumpe_node.html
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Eine vollständige Bewerbung besteht aus einem ausgefüllten Bewerbungsbogen und einer aktuellen Umwelt-
erklärung oder einer sonstigen Darstellung der Maßnahme/des Projekts. 
 
Kategorie 2: Beste Strategie zur nachhaltigen Unternehmensentwicklung 

Beurteilt wird die Nachhaltigkeitsstrategie der Organisation und deren Umsetzung. Voraussetzung ist, dass 
ein extern geprüftes Umweltmanagement (z. B. EMAS, ISO 14001) vorhanden ist oder ein sonstiger standar-
disierter Umwelt- oder Nachhaltigkeitsmanagementansatz angewandt wird. 
 
Bewertungskriterien: 

• Nachhaltigkeitsstrategie: Klarheit, realistische Zielpfade, Rolle im Geschäftsmodell; 

• Verankerung der Strategie im Unternehmen; 

• Umsetzungspfad: Kontinuität, klar definierte Ziele, Zeithorizonte und Maßnahmenprogramme, syste-
matische Datenerfassung und -analyse und Erfüllung der Anforderungen aus der Nachhaltigkeitsge-
setzgebung; 

• Darstellung des Wirkungskreises über den eigenen Betrieb hinaus, hohes Ambitionsniveau; 

• Sichtbarkeit der wesentlichen Nachhaltigkeitsaspekte des Unternehmens; 

• Anwendung zusätzlicher freiwilliger oder verbindlicher Management- und Berichtsstandards. 
 
Eine vollständige Bewerbung besteht aus einem ausgefüllten Bewerbungsbogen und einer aktuellen Umwelt-
erklärung, einem Nachhaltigkeitsbericht oder einer sonstigen Darstellung Ihrer Unternehmensstrategie. 
 
Kategorie 3: Beste EMAS-Umwelterklärung 

Beurteilt wird die aktuelle EMAS-Umwelterklärung einer in Deutschland registrierten Organisation. Diese muss 
von einem zugelassenen, unabhängigen Umweltgutachter validiert worden sein. 
 
Bewertungskriterien: 

• Umweltmanagementsystem: Klarheit und Bedeutung der Umweltpolitik, strategische Integration von 
Umweltbelangen in die Geschäftsprozesse, Rechtssicherheit, Nachvollziehbarkeit der Aufbau- und 
Ablauforganisation; 

• Umweltaspekte und Umweltauswirkungen: Erfassung, Bewertung, Transparenz der Darstellung; 

• Umweltleistung, Umweltprogramm und Umweltziele: Kennzahlen, Verständlichkeit, Nachvollziehbar-
keit und kontinuierliche Leistungsverbesserung; 

• Externe und interne Umweltkommunikation: Einbindung der Mitarbeiter:innen, grafische Gestaltung 
und Design. 

 
Eine vollständige Bewerbung besteht aus einem ausgefüllten Bewerbungsbogen und einer aktuellen Umwelt-
erklärung. 
 
Das Bewerbungsverfahren 

Es können nur Bewerbungen berücksichtigt werden, die vollständig per E-Mail bis Freitag, den 7. Juli 2023, 
24:00 Uhr eingegangen sind. Die Deutschen Industrie- und Handelskammer nimmt Bewerbungen aus 
Deutschland entgegen unter:  emas@dihk.de. 
 
Nachfolgend finden Sie die Bewerbungsbögen für die jeweilige Kategorie: 

• Beste Maßnahme Klima- und Umweltschutz 

• Beste Strategie zur nachhaltigen Unternehmensentwicklung 

• Beste EMAS-Umwelterklärung 
 
Für Rückfragen zum Bewerbungsverfahren steht Ihnen bei der DIHK zur Verfügung: Frau Maria Svetlichnaia, 
 030/20308-2205,  emas@dihk.de. 
 
 
 
 

https://dihk.ihkdrop.cloud/s/eBMDgr5rxjfbn2p
mailto:emas@dihk.de
mailto:emas@dihk.de
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VERANSTALTUNGSKALENDER 
 
 
Termine im Unternehmensnetzwerk Klimaschutz 
 
Das Unternehmensnetzwerk Klimaschutz und die beteiligten Industrie- und Handelskammern bieten eine Viel-
zahl von Veranstaltungen im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes an. Seien Sie dabei! 
 
https://www.klima-plattform.de/termine 
 
 
Jahresübersicht der saaris Weiterbildung im Bereich Umwelt, Energie und Klimaschutz: 
 
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/?page=1&filter=termine-themen.387. 
 
Für die Anmeldung zu den dort genannten Lehrgängen nehmen Sie bitte Kontakt auf mit: Frau Anja Schön-
berger  (0681) 95020-441,  (0681) 5 84 61 25,  anja.schoenberger@saar-is.de 
 
 
„Global Green Event“ in Casablanca (22. - 25. November 2023) 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) beteiligt sich weltweit an internationalen Mes-
sen und bietet deutschen Unternehmen über Firmengemeinschaftspräsentationen die Möglichkeit, sich und 
ihre hochwertigen Produkte unter dem Dach „made in Germany“ auf attraktiven Märkten zu präsentieren. 
 
In diesem Jahr ermöglicht das Auslandsmesseprogramm deutschen Ausstellern auch eine Beteiligung am 
„Global Green Event“ in Casablanca (22. - 25. November 2023): Hier wird ein breites Spektrum an techni-
schen Möglichkeiten, Systemen, Ausrüstungen und Dienstleistungen für die Lösung komplizierter umweltspe-
zifischer Probleme präsentiert. Die Messe bietet gute Möglichkeiten, um Innovationen vorzustellen bzw. ken-
nenzulernen sowie neue Geschäftsbeziehungen zu knüpfen. 
 
Nähere Informationen zu den verschiedenen Leistungen des Programms und die Kontaktmöglichkeiten finden 
Sie hier. 
 
 
 
 

RECYCLINGBÖRSE 
 
 
Bedauerlicherweise müssen wir Ihnen mitteilen, dass die IHK-Recyclingbörse aus Gründen der IT-Sicherheit 
Ende März 2023 ihren Betrieb eingestellt hat. Diese Entscheidung ist der IHK-Organisation nicht leichtgefallen, 
war jedoch unumgänglich. Ein Nachfolgesystem wird es nicht geben, da sich inzwischen eine Reihe von pri-
vatwirtschaftlichen Dienstleistern mit ihren Angeboten am Markt etabliert haben. Eine Übersicht hierüber fin-
den Sie auf der Homepage der IHK Saarland unter der Kennziffer 372. 
 

https://www.klima-plattform.de/termine
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/?page=1&filter=termine-themen.387
mailto:anja.schoenberger@saar-is.de
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Aussenwirtschaft/auslandsmesseprogramm.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=1638C7D9038E355DD7F2BDF7013E9942&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=372

